
 
   

 

Botschaft von Luxemburg Klingelhöferstraße 7 D-10785 Berlin  Tel. +49 30 263 95 70 Fax  +49 30 263 95 27  berlin.amb@mae.etat.lu berlin.mae.lu OKTOBER 2019 
 

 MONATLICHER PRESSESPIEGEL 
 

 
 Inhalt:  
▶ Staat und Politik 
▶ Wirtschaft 
▶ Finanzen 
▶ Transport und Logistik 
▶ Wissenschaft, Bildung und Kultur 
▶ Tourismus und Gastronomie 
▶ Verschiedenes 

 

mailto:berlin.amb@mae.etat.lu


 
   

    STAAT UND POLITIK 
 













Der EU -Kommissionskandidat aus Luxemburg übersteht die Anhörung vor dem Europaparlament problemlos

Von Diego Velazquez (Brüssel)

Nicolas Schmit ist zu früh dran. Die
Zeit bis zum Anfang seiner An-
hörung im EU -Parlament füllt der
designierte Kandidat für das Amt
des EU -Kommissars für Beschäf-
tigung mit Umarmungen, Augen-
zwinkern und Schulterklopfen. Als
es dann kurz nach neun Uhr mor-
gens losgeht, revanchiert sich das
EU -Parlament. Schmit wird als
sehr࠽ geehrter Kollege" von Lucia
Duris Nicholsonova eingeführt,
der slowakischen Vorsitzenden
des Beschäftigungsausschusses im
EU -Parlament, der Nicolas Schmit
auf Kompetenz und Integrität am
Dienstag prüfen muss. Dass es sich
im Falle Schmit mehr um eine For-
malität handelt als um eine harte
Prüfung, macht Nicholsonova auch
von Anfang an klar: Wir࠽ werden
vielleicht eine tolle Zusammenar-
beit haben, aber wir müssen Herrn
Schmit dennoch erst einmal be-
stätigen." Bevor es losgeht, wird
der französischen Parlamentarie-
rin Anne Sander sogar noch zum
Geburtstag gratuliert. Die Stim-
mung ist harmonisch. Für Nicolas
Schmit ist die letzte Prüfung in
Richtung EU -Kommission ein
Heimspiel.

, Diese optimale Startposition hat
sich Nicolas Schmit zum Teil
selbst erarbeitet. In seiner lang-
jährigen Erfahrung als Arbeitsmi-
nister hat er die europäische Ebe-
ne des Jobs immer ernst genom-
men und die Kontakte in Brüssel
stets gepflegt. Und er hat persön-
lich darauf bestanden, im Mai 2019
ins EU -Parlament gewählt zu wer-
den, obschon die luxemburgische
Regierung ihn ohnehin als Kom-

missar nominiert hätte. Er wurde
dann Mitglied des Parlamentsaus-
schusses, von dem er gestern auch
befragt wurde - und von ehema-
ligen Kollegen erwartet man sich
keine schlechten Überraschungen.

Gereicht hätte es für den Lu-
xemburger Sozialdemokraten aber
auch ohne privilegierte Startposi-
tion. Schmits beruflicher Lebens-
lauf hätte streng genommen auch
schon gereicht, um zu zeigen, dass
er für den Posten geeignet ist.

Ein EU -Profi am Werk
Schmit war schon bei den Ver-
handlungen zum Maastrichter
Vertrag Anfang der 1990er-Jahre
dabei. Später wurde er EU -Bot-
schafter Luxemburgs in Brüssel
und arbeitete an den Vorberei-
tungen zum Vertrag von Nice. Und
nicht umsonst fing Schmit auch
seine gestrige Einleitungsrede da-
mit an: Er erzählte, wie er das࠽ Pri-
vileg hatte, sich an verschiedenen
wichtigen Etappen der europäi-
schen Einigung zu beteiligen, die
es dem Kontinent erlaubten, aus
den Äschen aufzuerstehen". Dann
zitierte er Jacques Delors - der
letzte Sozialdemokrat, der die EU -
Kommission erfolgreich leitete:
Die EU könne keine Unterstüt-
zung vom europäischen Bürger er-
warten, wenn diese soziale Nor-
men untergräbt. Und deswegen
seien Schmits zwei Hauptpriori-
täten die࠽ Beschäftigung boosten"
und soziale࠽ Rechte für alle ver-
teidigen". Schmit zählte dann auf,
wie er dies verwirklichen möchte:
durch gute Arbeitsstellen für Min-
derheiten und Menschen mit Be-
hinderungen, mehr Unterstützung

für arbeitslose Jugendliche, Lohn-
gerechtigkeit für Frauen und durch
die Stärkung des Sozialdialogs -
das Ganze untermauert von einem
engagierten Ton und unbestreit-
barer Fachkenntnis.

Schmit bleibt oft vage

Im Kern seiner Rede standen die
zwei Hauptaufgaben, die ihm Ur-
sula von der Leyen, die künftige
EU -Kommissionschefin, anver-
traut hat: die Gestaltung eines eu-
ropäischen Mindestlohns und ei-
nen Vorschlag für eine europäi-
sche Arbeitslosenrückversiche-
rung. Beide Ideen gehörten ges-
tern auch zu den wohl umstrit-
tensten Themen der darauffolgen-
den Anhörung - besonders, weil
konservative deutsche Abgeord-
nete annehmen, dass derartige
Maßnahmen in eine Transferuni-
on münden werden. Kein࠽ Mit-
gliedstaat, der seine Arbeits-
losenversicherung ordnungsge-
mäß finanziert, wird jemals von
dem Rückversicherungssystem
Gebrauch machen müssen", kriti-
sierte der CSU-Parlamentarier
Markus Ferber, der befürchtete,
dass deutsches Geld dadurch in
"Krisenstaaten࠽ fließen würde.
Wir࠽ müssen dafür sorgen, dass die
haushaltspolitischen Regeln in den
einzelnen Staaten respektiert wer-
den. Doch wir müssen wirtschaft-
liche Schocks abfedern, damit be-
troffene Staaten nicht ins Boden-
lose absinken", konterte Schmit.

Ähnlich vage ging der desig-
nierte Kommissar auch mit der
Kritik und den Aufforderungen um,
die von der linken Seite des Par-
teienspektrums kamen - Grüne

und Linke verlangten beispiels-
weise mehr Initiativen zur Schaf-
fung von bezahlbarem Wohnraum,
zur Regulierung der Plattform-
wirtschaft oder zur Stärkung der
Sozialwirtschaft. Schmit versi-
cherte ihnen, dass er dazu Studien
anfragen würde, Beratungen mit
den betroffenen Akteuren lancie-
ren möchte, man dazu auch inter-
nationale Konferenzen organisie-
ren könnte und - wenn es dann
doch etwas unbequem wurde -
sagte er, dass er lediglich Teil ei-
nes Teams sei und nicht alles al-
leine entscheiden könne oder, dass
die EU nicht über die dafür erfor-
derlichen Befugnisse verfüge. Er࠽
antwortete stets eloquent, indem er
unverbindliche Aussagen und All-
gemeinplätze gut verpacken konn-
te", kommentiert ein Insider des
Parlaments.

Und tatsächlich: Es kamen we-
der neue Vorschläge noch Eigen-
initiativen. Schmit schweifte kaum
von den Leitlinien ab, die von der
Leyen für den Posten definiert hat.
So reduziert er das Enttäuschungs-
risiko. Gleichzeitig fehlte dadurch
am Ende die Begeisterung links der
Mitte. Doch blieb auch die große
Kritik aus. Ich࠽ kann nicht sagen,
dass ich gelitten habe, aber es war
hart, es muss hart sein", meinte Ni-
colas Schmit nach der Anhörung -
aber࠽ es hat mir sehr gut gefallen".
Mission accomplished.

ࡁ Es war hart, esࡁ muss hart sein.
Nicolas Schmit



Ich࠽ kann nicht sagen, dass ich gelitten habe,
aber es war hart, es muss hart sein࠼

NICOLAS SCHMIT, künftiger EU -Kommissar für das Ressort Arbeit nach seiner Anhörung

könnte der Zeitplanfür die Billigung ihres Teams durchdas

lament ins Rutschen geraten. Derzeit ist geplant, dass das Ple-

num am 23. Oktober über von der Leyens Personalpaket ab-

stimmt und dieKommission am 1. November startet.ࡁ

vestitionen ausrichten.
Die Anhörungen hatten am Montag begonnen und laufen

noch bis 8. Oktober. Fast täglich sind mehrere Anhörungen vor-

gesehen. Auch imVerlaufdieserPrüfung können nochKandida-

ten ausgetauscht werden.

Die künftigen Kommissare Maros Sefcovic aus der Slowa-

kei, Phil Hogan aus Irland und Marija Gabriel aus Bulgarien
bestanden ihre Befragungen offenbar ohne Schwierigkeiten.
Zuvor hatte der Rechtsausschuss des EU-Parlaments die
Kandidatenaus Ungarn und Rumänien wegen finanzieller In-

teressenkonflikte gestoppt. Ungarn hat bereits einen neuen
Anwärter nominiert, seinen EU -Botschafter Oliver Varhelyi.
Rumänienberät noch über Alternativen zu der abgelehnten
KandidatinRovana Plumb.

Für die zukünftige EU -Kommissionschefin Ursula von der

Leyen ist dies ein Rückschlag. Ihr wird vorgehalten, die Vor-

schläge der EU -Staaten nicht gründlich geprüft zu haben. Nun

Anhörungen bis zum 8. Oktober

Schmit wurde unter anderem nach dem Schutz vor Schein-

selbstständigkeit, nach Mindestlöhnen und der Einführung ei-

ner Arbeitslosen-Rückversicherung gefragt. Trotz einiger kriti-
scher Fragen erfuhr er keinen allzu großen Widerspruch. Am

Endesagte Schmit: Ich࠽ kann nicht sagen, dass ich gelitten habe,

aber eswar hart, es muss hartsein."

I.Yrpilainen betontein ihrerAnhörung unter anderem, dass sie

die Zusammenarbeit mitEntwicklungsländern auch als wichti-

ges MittelzurEindämmung derillegalen Migration nach Europa

sieht. Entwicklungshilfezahlungen anBedingungen zu knüpfen,

werde aber nicht ausreichen, um Migration zu stoppen. Die Zu-

sammenarbeitwill sie ad Schaffung vonArbeitsplätzen und In-

Die
Anhörungen der künftigen EU-Kommissare im

Europaparlament sind gestern in die zweite Runde

gegangen. AmVormittag stellte sich derLuxembur-

ger Nicolas Schmit für knapp drei Stunden den Fra-

gen der Abgeordneten. Er ist in der Kommission unter Ursula
von der Leyen für das Ressort Arbeit vorgesehen. Gleichzeitig

lief die Befragung der finnischen Kandidatin Jutta Urpilainen,
diefür Internationale Partnerschaften zuständig sein soll.

BRÜSSEL

DPA/LJ

Designierter EU -Kommissar Nicolas Schmit vom Europaparlament angehört

Der designierte EU -Kommissar Nicolas Schmit meistert die Prüfung vor dem EU -Parlament

Brüssel. Nicolas Schmits Traum vom Pos-

ten des Luxemburger EU -Kommissars steht
fast nichts mehr im Weg: Gestern meis-
terte er die letzte große Hürde - die An-

hörung vor dem ressortrelevanten Fach-
ausschuss des EU-Parlaments. Schmit, der
Beschäftigungskommissar 'in Ursula von
der Leyens EU-Kommission werden soll,

überzeugte vor allem durch seine Fach-
kenntnis. Seine langjährige Erfahrung als
EU-Diplomat und Arbeitsminister haben
dazu beigetragen, dass er relevante Dossi-

ers in- und auswendig kennt, was viele Ab-
geordnete beeindrucken konnte. Überra-

schungen gab es gestern aber wenige.
Schmit blieb öfters vage, wenn es um ge-

plante Vorschläge ging. Anders als Schmit
wurde der designierte EU-Landwirt-
schaftskommissar Janusz Wojciechowski
aus Polen nach seiner Anhörung zu

weiteren Fragerunde verpflichtet. Er hatte
es nicht geschafft, die EU-Abgeordneten zu

überzeugen. dv



Jacques F. Poos

Die Gartenhäuschen-Affäre hat
wiederum vorgeführt, auf wel-
chem Niveau sich in Luxemburg
die große Politik bewegt. Der Ta-
geblatt - Leitartikel über Bettels
Adrenalinkick (18.9.2019) hat
zwar keine Démission angesto-
ßen, aber um Lackabkratzen ging
es wohl.

Während nämlich englische
Zeitungen Boris Johnsons Auf-
tritt in Luxemburg als Podium࠽ -
Gate" belächelten, bezeichnete
Jean -Lou Siweck die Pressekon-
ferenz Xavier Bettels als -aggres࠽
sive One -Man -Show", die, wie er
meinte, dem langfristigen Interes-
se Luxemburgs abträglich war.
(Nur zwischen Klammern: Im
langfristigen Interesse Luxem-
burgs ist es, dass Großbritannien
in der EU verbleibt. Seit dem,
mittels einer von den britischen
Erzkonservativen kostspieligen
Lügenkampagne, durchge-
peitschten Brexit-Votum hat sich
die Stimmung auf der Insel
grundlegend geändert.)

Luxemburgs Premier hat genau
das Richtige getan. Wegen der
Angst des Brexit-Boris vor einer
Handvoll protestierender De-
monstranten durfte er nicht ein-
knicken. Auch in England und in
Schottland wurden, damals
schon, Johnsons Auftritte mit
wütenden Buhrufen quittiert.
Was ihm in Luxemburg wider-
fuhr, war also nicht ungewöhn-
lich. Mitnichten ein Affront oder
ein ."Eklat࠽

In Luxemburgs Interesse ist es
ebenfalls kaum, unsere Außen-
politik als risikoscheu und kli-
scheehaft witzig darzustellen:
Mach࠽ es wie die Belgier. Und
falls du vor Belgien abstimmen
musst, verschwinde einfach aufs

K 10..."
Nein, so einfältig primitiv

funktionierte unsere Außenpoli-
tik nie, weder gestern noch heu-
te.

Die außenpolitischen Akteure
(Beamte, Diplomaten, Minister)
hatten stets die nationalen Inte-
ressen vor Augen und handelten
in den internationalen Gremien
dementsprechend. Nie waren sie
"Wasserträger࠽ eines bestimmten
Landes. Je nach Thema schmie-
deten sie unterschiedliche Allian-
zen. So zum Beispiel mit Öster-
reich und mit England, gegen
Belgien und gegen die Kommissi-
on (!), für die Einstimmigkeit in

Steuerfragen; mit Frankreich und
gegen Belgien, in der Sitzfrage
der Europäischen Institutionen;
mit Belgien, den Niederlanden
u.a., für eine gemeinsame Außen-
politik ...

Abstimmungen in Ministerrä-
ten gibt es äußerst selten. Man
handelt Kompromisse aus. Kein
Luxemburger musste sich je auf
die Toilette verkriechen, um sich
an einer Entscheidung vorbeizu-
drücken. ࡁ

Zeitungsartikel wie der -Adre࠽
nalinkick" vermitteln eine Kari-
katur der Politik. Sie sind, viel-
leicht ungewollt, an der Politik-
verdrossenheit mitverantwort-
lich. Selbst wenn sie nur ironisch
gemeint wären.





Xavier Bettels Erklärung zur Lage des Landes
Von Michèle Gantenbein
Weiter࠽ machen statt weiterma-
chen࠼. Unter diesem Motto hielt
Premierminister Xavier Bettel
gestern die erste Erklärung zur La-
ge der Nation dieser Legislatur-
periode. "Machen࠽ ist auch das,
was das Land von der Regierung
erwartet, denn es gibt genug zu
tun. Das Großherzogtum steht vor
großen Herausforderungen, sei es
in der Klima- und Energiepolitik,
im Wohnungsbau,in der Landes-
entwicklung - Stichwort qualita-
tives Wachstum - oder im sozia-
len Bereich, zumal soziale Orga-
nisationen seit Jahren immer wie-
der auf die zunehmenden Un-
gleichheiten und die steigende Ar-
mut aufmerksam machen.

Was die Regierung konkret ma-
chen möchte, um die Herausfor-
derungen zu meistern, erfuhr der
Zuhörer gestern nicht. Er werde
nicht auf allés eingehen, was࠽ in
den vergangenen zwölf Monaten
auf den Instanzenweg gebracht
worden ist und was in den kom-
menden Monaten im Parlament
hinterlegt wird", sagte der Pre-
mier zum Ende seiner Erklärung.
Sie beschränkte sich auf Ausfüh-
rungen zu ein paar einzelnen
Punkten: Klimawandel, Daten-
schutz, Brexit und ein bisschen
Steuerreform.

Ehrgeizige Klimaziele
Was den Kampf gegen den Kli-
mawandel betrifft, wiederholte der
Premier bereits bekannte Ziele,
wie die Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen bis 2030 um 50
bis 55 Prozent und das Anheben.
des Anteils an erneuerbaren Ener-
gien an der nationalen Stromer-
zeugung auf -23 bis 25 Prozent in
den, kommenden zehn Jahren. Bet-
tel - zufolge befindet Luxemburg
sich bereits in einer Energiewen-
de. Als Beispiel nannte er die Ver-
fünffachung des Anteils der Wind -
beziehungsweise der Solarenergie
an der nationalen Stromerzeu-
gung in den vergangenen zehn
Jahren. Bei der Windenergie hat
sich die Stromproduktion von 62
Gigawattstunden im Jahr 2008 auf
255 Gigawattstunden im Jahr 2018
erhöht. Bei der Solarenergie ist es

eine Steigerung der Leistung von
25 auf 131 Megawatt. Momentan
liegt der Anteil der. erneuerbaren
Energien an der nationalen Strom-

erzeugung bei knapp sechs Pro-
zent.

Boost in der Solarenergie

Bis zu den angepeilten 23/25 Pro-
zent ist es also noch ein weiter
Weg. Um das Ziel langsam, aber
sicher zu erreichen, setzt die Re-
gierung vermehrt auf Solarenergie
und die Förderung von Fotovol-
taikanlagen, im࠽ kleinen und im
großen Stil", wie der Premier sag-
te. Momentan würden rund 700
Förderungsanträge bearbeitet, mit
einem Potenzial von 50 Megawatt,
was࠽ dem verbrauch von 33 000
Personen entspricht", so Bettel.
Was den ;Anteil der Fotovoltaik-
Leistung pro Kopf betrifft, belege
Luxemburg europaweit schon
heute den siebten Platz.

Da aber die࠽ beste Energie die
ist, die wir gar nicht produzieren
müssen", muss auch die Energie-
effizienz verbessert werden. Hier
war es die Aussage, dass die Ener-
gieeffizienznormen von funktio-
nalen Gebäuden an die von Woh-
nungen angepasst werden. Die Re-
gierung arbeite zudem an einem
ausführlichen Klimaschutzgesetz,
mit dem der ambitionierte Klima -
und Energieplan umgesetzt wer-

den soll. Welchen Impakt die An-
siedlung des Internetgiganten
Google in Bissen auf den nationa-
len Ressourcenverbrauch haben
wird, weiß derzeit niemand. Die
Regierung hält aber an dem Pro-
jekt fest, unter der Bedingung, dass
das Datencenter so energieeffizi-
ent und so ressourcenschonend
wie technisch möglich betrieben
wird. Dennoch sei klar, dass der
Energieverbrauch eines größeren
Datenzentrums hoch ist, so Bettel.
Da࠽ müssen wir also abwägen, was
wir wollen."

Gesunde Staatsfinanzen
Um die hochgesteckten Ziele zu
erreichen und die Herausforde-
rungen im Wohnungsbau, in der
Mobilität, in der Klima- und Ener-
giepolitik zu meistern, muss die
Regierung investieren. Für 2019

hatte die Koalition ein Investiti-
onsvolumen von 2,6 Milliarden
Euro beschlossen. Das hohe Ni-
veau will die Regierung auch in
Zukunft beibehalten. Der finanzi-
elle Spielraum hierfür ist laut Bet-
tel vorhanden. Ende Juni verzeich-
nete der Zentralstaat dem Premier
zufolge einen Überschuss von 869
Millionen Euro.

Mit 1,2 Milliarden Euro lagen die
Einnahmen Ende Juni um 13,4 Pro-
zent über denen vom ersten Halb-
jahr 2018. Die Ausgaben hingegen
seien lediglich um 2,8 Prozent ge-
stiegen, so der Premier, wobei die-
se Wasserstandsmeldung natür-
lich nichts Genaues aussagt. Aber࠽
sie bestätigt die vorteilhafte Situ-
ation, die wir momentan in der
Staatskasse haben", so Bettel sinn-
gemäß. Im Zukunftsfonds befin-
den sich .aktuell 317 Millionen Eu -
ro. In seiner Budgetrede im April
diesen Jahres hatte Berichterstat-
ter André Bauler (DP) angeregt,
die Handhabung des Fonds zu
überdenken und im Falle eines
Haushaltsüberschusses mehr Geld
in den Fonds fließen zu lassen. Das
scheint aber nicht die Absicht der
Regierung zu sein. In diesem Jahr
wird mit 52,6 Millionen Euro in et-
wa die gleiche Summe in den
Fonds investiert wie im Krisen-
jahr 2015, als der Fonds geschaffen
wurde.

Ökologische Steuerreform

Die gute finanzielle Situation ist
auch die Ausgangslage für die ge-
plante Steuerreform. Eine ökolo-
gische Steuerreform soll es wer-
den, die helfen soll, die ambitio-
nierten Klimaziele zu erreichen, so
Bettel. Mit der individuellen Be-
steuerung möchte die Regierung
Ungerechtigkeiten und Benachtei-
ligungen abschaffen. Das Ausar-
beiten einer solchen Reform brau-
che seine Zeit, sagte der Premier.
Deshalb arbeite die Regierung an
einer progressiven Umsetzung der
Reform über einen möglichst lan-
gen Zeitraum. Um welchen Zeit-
raum es sich dabei handelt, sagte
der Premier nicht.

Datenschutz verbessern
Ein Kernthema in der gestrigen
Rede war der Datenschutz, dem

der Premier sich recht lange wid-
mete. Das ist nicht zuletzt der Dis-
kussion über Unregelmäßigkeiten
bei den Datenbanken von Polizei
und Justiz geschuldet. Der Bürger
müsse sich darauf verlassen kön-
nen, dass der Staat vorsichtig mit
persönlichen Informationen um-
geht. Vor diesem Hintergrund
schlage er dem Parlament vor, das
Commissariat à la protection de
données auprès de l'État mit dem
Verfassen eines Berichtes zu be-
auftragen, über den Ist -Zustand,
was die Anwendung der Daten-
schutzregeln beim Staat betrifft.
Dies mit dem Ziel, alle Datenban-
ken unter die Lupe zu nehmen und
etwaige Schwachstellen zu iden-
tifizieren. Er versprach, den zu-
ständigen Parlamentsausschuss
regelmäßig über den Fortgang der
Analyse zu informieren. Münden
soll das Ganze in eine Konsultie-
rungsdebatte in der Chamber über
die Schlussfolgerungen des fina-
len Berichtes. Sollte࠽ sich heraus-
stellen, dass es Lücken gibt, sei es
bei der Umsetzung des Daten-
schutzgesetzes, sei es beim Gesetz
selbst, dann sollen die behoben
werden", so der Premier.

Kein Wort über die Lage auf
dem Wohnungsmarkt, außer der
Aussage, dass die Grundsteuer re-
formiert wird und die Anpassung
sich in der Steuerreform wieder -
finden dürfte. Dabei ist die Schief-
lage am Wohnungsmarkt das The-
ma, das den Menschen am meis-
ten unter den Nägeln brennt und
einen hohen Leidensdruck in der
Gesellschaft hervorruft. Kein Wort
auch zu den sozialen Ungleich-
heiten und dem Auseinanderdrif-
ten der Gesellschaft.

Dafür fielen die Ausführungen
über das Brexit-Dilemma recht
lange aus. Er hoffe nach wie vor
auf einen Deal, sagte der Premier.
Allerdings liege sein Hauptaugen-
merk darauf, unser࠽ Land und un-
sere Wirtschaft bestmöglich auf
einen No Deal vorzubereiten".





Der neue Bundestagsabgeordnete für Trier -Saarburg weiß, wie schwer es ist, im Grenzraum Verkehrsprojekte voranzubringen

Interview: Christophe Langenbrink
Andreas Steier, 47 Jahre, gehört
nicht zur Kategorie Berufspoliti-
ker. Bodenständig, direkt und oh-
ne Umschweife kommt er direkt
zur. Sache. Als frisch gewählter
CDU-Bundestagsabgeordneter
vermittelt er den Eindruck, in der
Politik etwas bewegen zu wollen.
Das liegt wohl an seinem berufli-
chen Werdegang. Denn bevor er
für Trier -Saarburg 2017 in das Par-
lament einzog, war er Ingenieur bei
der Firma lEE in Echternach.
Gleich mehrere Patente führen
seinen Namen. Dort hat er gelernt
anzupacken. Das will er nun auch
für den Raum Trier und die Groß-
region und sich für eine bessere
Verkehrsinfrastruktur einsetzen.

Andreas Steier, Sie waren Ent-
wickler bei der internationalen
Firma lEE. Dort haben Sie sogar im
Bereich Sensortechnik 13 Patente,
die Ihren Namen führen. Warum
entscheidet sich ein erfolgreicher
Ingenieur für die Politik?

Im Deutschen Bundestag bin ich
einer der wenigen Abgeordneten,
die ein Ingenieurstudium absol-
viert haben. Das hat den Vorteil,
dass mir eine Kompetenz insbe-
sondere bei technischen Themen
zugeschrieben wird. Politisch ak-
tiv war ich allerdings schon zu
meiner Schülerzeit. Auch nach
dem Studium habe ich mich stets
für Politik interessiert. Als ich
meine Arbeit in Luxemburg an-
gefangen habe, habe ich mich dann
auch auf kommunaler Ebene en-
gagiert. Mein Engagement als
Bundestagsabgeordneter sehe ich
als eine neue berufliche Heraus-
forderung. Und ich bin überzeugt,
dass mein technisches Know-how
für die deutsche Politik einen
Mehrwert bietet.

2017 haben Sie als eher unbe-
kannter Politiker überraschender-
weise das Direktmandat der
Region Trier für die CDU vor der
medial bekannten damaligen
Bundesfamilienministerin und
SPD-Generalsekretärin Katarina
Barley gewonnen. Wie erklären
Sie diesen Erfolg?

Meine Bodenständigkeit, meine
tiefe Verbundenheit zur Region
und meine lange politische Erfah-
rung auf kommunaler Ebene ha-
ben sicherlich in der bürgerlich

geprägten Region Trier einen ent-
scheidenden Vorteil. Im Trie-
rer Umland habe ich auch die
meisten Wählerstimmen sammeln
können. Somit konnte -ich den klei-
nen Stimmenunterschied aus der
Wahlkreis -Stadt Trier kompensie-
ren. Und das trotz großer SPD-
Präsenz, der in Trier wohnenden
Ministerpräsidentin Malu Dreyer
und der damaligen SPD-General-
sekretärin Barley.

Als Direktgewählter der Region
Trier vertreten Sie auch die Inte-
ressen der Menschen aus der
Großregion in Berlin. Wie bewer-
ten Sie das Zusammenspiel im
Rahmen der Großregion?

Die Weichen sind lange ge-
stellt. Auf kommunaler Ebene
funktioniert die projektbezogene
Zusammenarbeit im Bereich In-
terreggut. Allerdings bin ich auch
der Meinung, dass sie in bestimm-
ten Feldérn ausbaufähig ist. Wir
können und wir sollten zum Bei-
spiel mehr in Sachen Mobilität tun.
Die Verkehrsinfrastruktur bleibt in
und um Luxemburg ein neuralgi-
scher Punkt. Die Transportmög-
lichkeiten von Trier ins Großher-
zogtum und zurück müssen sich
verbessern. Das gilt auch für Wis-
senschaftskooperation von Trie-
rer Seite. Das Saarland mit seinem
jungen Ministerpräsidenten Tobi-
as Hans ist da deutlich aktiver un-
terwegs und pflegt die Kontakte bis
nach Paris.

Auf Ihrer Homepage werben Sie
mit dem Spruch ich࠽ mache Poli-
tik, weil ich etwas bewegen
möchte". Bezogen auf die Groß-
region, insbesondere auf die in-
terregionale Verkehrspolitik geht
es allerdings nur sehr gemächlich
voran. Woran liegt das?

Bundespolitisch spielt die Re-
gion Trier leider nur eine margi-
nale Rolle. Das sind nur drei von
insgesamt 299 Wahlkreisen. Des-
halb werden solche Verkehrsthe-
men nur am Rande wahrgenom-
men. Erschwerend hinzu kommt,
dass Trier im Bahnverkehr klar
abgehängt ist. Durch die Tren-
nung dés Nah- und Fernverkehrs
fährt kein ICE durch Trier. Als Re-
gion sind wir zu klein, um bei der
Deutschen Bahn besser wahrge-
nommen zu werden.

Ein weiteres Problem ist die
Zusammenlegung der Regionen

Lothringen und Elsass. Das verla-
gert die politischen Entscheidun-
gen nach Straßburg. Das, gepaart
mit dem zentralistischen System
Frankreichs, macht die Arbeit auf
großregionaler Ebene nicht einfa-
cher. Als gewählter Politiker muss
man da ganz schön dicke Bretter
bohren.

Deshalb ist doch die Kooperation
auf Ebene der Großregion so
wichtig. Damit man nicht mehr
als einzelne Teilregion als Bitt-
steller im Regen stehen bleibt ...

Gerade deshalb ist die Koope-
ration mit Luxemburg als Natio-
nalstaat so wertvoll. Das hat sich
auch gezeigt, als die Entscheidung
für die TGV-Verbindung nach
Paris gefallen ist. Luxemburg hilft
bei der Entwicklung der gesamten
Region.

Für die TGV-Verbindung hat Lu-
xemburg einen dreistelligen Milli-
onenbetrag gezahlt. Im Umkehr-
schluss kann das ja nicht bedeu-
ten, dass das Großherzogtum
zahlt und die anderen Regionen
profitieren. Man stelle sich nur
vor, Luxemburg wäre nicht dieses
Zugpferd, was würde das für die
Region Trier bedeuten?

Trier wäre Zonenrandgebiet!
Wenn ich meinen persönlichen
Werdegang anschaue, muss ich
eingestehen, dass es viel schwie-
riger gewesen wäre, zurück in mei-
ne Heimatregion zu kommen. Al-
lein durch die Großregion und ins-
besondere Luxemburg ist das Stel-
lenangebot weitaus größer und
vielfältiger. Wir müssen deshalb
unser Tun verstärken und uns
noch besser vernetzen. Alleine sind
wir alle zu klein und haben nur ei-
ne geringe Einflussmöglichkeit.
Zusammen können wir viel effek-
tiver die gesamte Region voran-
bringen.

Der Moselaufstieg ist so ein Pro-
jekt, um die Region voranzubrin-
gen. Er soll für rund 50 000 Men-
schen im Trierer Süden und im
Raum Konz/Saarburg eine direkte
Anbindung an das Bundesfern-
straßennetz ermöglichen. Sie gel-
ten als ein Befürworter. Der Streit

um den Bau dauert allerdings
schon eine halbe Ewigkeit. Warum
geht es da nicht voran?

Die Maßnahme hat eine wech-
selhafte Historie: Die rot -grüne



Koalition im Bund hat den Mo-
selaufstieg 2003 aus dem vor-
dringlichen Bedarf herabgestuft,
deshalb konnte die Finanzierung
lange Zeit nicht planerisch einbe-
zogen werden. Die rot -grüne Lan-
desregierung hatte diese Maßnah-
me auch nicht beim Bund ange-
meldet, so kam es ebenfalls zu
Verzögerungen. Die CDU hat sich
immer für den Moselaufstieg ein-
gesetzt, im Land, in der Region und
im Bund. Im Bundesverkehrswe-
geplan 2030 wird der Verkehrs-
maßnahme daher erneut ein vor-
dringlicher Bedarf bescheinigt. Das
bedeutet, dass die Finanzierung
seitens des Bundes gesichert ist.
Bauen muss in unserem föderalen
System allerdings das Land. Und
die rot -grün -gelbe Landesregie-
rung hat sich lange Zeit querge-
stellt, obwohl die Mehrheit der
Bürger dafür ist. Derzeit werden
aktuelle Verkehrs- und Umwelt-
studien erstellt. Daher hoffe ich,
dass wir 2024/25 mit der Baupha-
se beginnen können.

Schwerfällig geht es auch im

Bahnverkehr nach Luxemburg
voran. Die neue Westtrasse sollte
Luxemburg mit Wittlich, Raum
Trier schon 2018 besser verbin-
den. Das Ganze verschiebt sich bis
voraussichtlich 2023. Warum geht
es da nicht weiter?

Leider ist die Administration auf
deutscher Seite manchmal etwas
schwerfällig, und die Entschei-
dungswege sind oft zu lang.
Gleichzeitig treibt die Landesre-
gierung dieses Projekt nicht aus-
reichend schnell voran. Ich setzte
mich dafür ein, dass die Verkehrs-
wege insbesondere im Schienen-
bereich nach Luxemburg sich ins-
gesamt verbessern.

Flexiblere Arbeitszeiten und Tele-
arbeit sind zurzeit in aller Munde.
Mehr Homeoffice für Grenzpend-
ler soll auch die Verkehrssituation
etwas entlasten. Auf französi-
scher Seite gibt es viele Überle-

gungen in dieser Hinsicht. Wie
sehen die Fortschtitte mit den
deutschen Finanzämtern aus?

Auf Luxemburger Seite muss
zunächst mehr Klarheit geschaf-

fen werden. Beispielsweise, wie ist
ein Pendler versichert, wenn er
von zu Hause aus arbeitet? Mir ist
allerdings bewusst, dass in unse-
rer Großregion neue Standards
geschaffen werden müssen, die
nicht in Berlin, Paris oder Brüssel
vom Schreibtisch her gelöst wer-
fen können.

Zur Person
Andreas Steier (47 Jahre) ist mit
einer US-Amerikanerin verheiratet
und Vater von drei Kindern. Gebo-
ren in Trier, lebt er heute in Pellin-. gen. Er ist leidenschaftlicher Hob-
by -Imker. Nach seinem Maschi-
nenbaustudium in Kaiserslautern
war er von 1998 bis zur Bundes-
tagswahl 2017 in Luxemburg für
das international tätige Unterneh.
men lEE S.A als Diplom-Ingenieur
tätig und Inhaber mehrerer Paten-
te. Im Bundestag ist er Berichter-
statter für Künstliche Intelligenz,
Mobilitätsforschung, Speicher-
technologien und außeruniversitäre
Forschung.







und zumindest࠽ den anerkannten

Organisationen" sollte zugestanden

werden, die Vorschriften im Klima-

gesetz mit Verweis auf das Allgemein-
wohl einklagen zu können. Radio 100,7

hatte am gestrigen Donnerstag gemel-

det, über das Avant-projet zum

Klimagesetz zu verfügen. Es sieht

offenbar vor, CO2-Ziele in Ausfüh-

rungsbestimmungen auszulagern. pf

Monitoringmüsse festgeschrieben

werden sowie die Möglichkeit, Reduk-

tionsziele an den Stand der Wissen-

schaft anzupassen. Der Klimaplan

gehöre im Gesetz verankert, und es

müsse sichergestellt werden, dass die

CO2 -Ziele auch langfristig fortgeschrie-

ben und nicht etwa aufgeweicht

werden. Vorgeschrieben werden sollte

ein "Klimacheck࠽ vor jeder Entschei-

dung von Regierung und Parlament,

Luxemburg benötigt "kurzfristig࠽ ein

Klimaschutzgesetz und einen nationa-

lenEnergie- und Klimaplan, findet der

Mouvement écologique. Das Gesetz

müsse "Mindestziele࠽ für dieSektoren

Transport; Gebäude; Gewerbe; Land-

nutzung und Landwirtschaft; Industrie

sowie Abfallwirtschaft und Wasserwirt-

schaft enthalten und "CO2-Budgets࠽

pro Sektor für jeweils fünf Jahre. Ein

Die Widerstände und die He-
rausforderungen werden groß
sein. Das Groupement࠽ pétro-
lier" jammerte gestern bereits,
dass die Dieselverkäufe um gan-

ze 0,34% "zurückgegangen࠽ sei-
en. Dabei war das ja Sinn und
Zweck der im Mai beschlosse-
nen Akzisenerhöhung, die noch
sehr gering ausfiel. Wenn die Re-

gierung es ernst meint mit der
Klimasteuer, wird der Dieselver-
kauf in den nächsten Jahrentat-

sächlich sinken. Das Klima wird
es ihr danken. Die vom Stau ge-
plagten Bürger auch`. Die Ar-
beitsplätze, die verloren gehen,
müssen im Bereich der erneuer-
baren Energien neu geschaffen
werden. Auch dafür muss die

Regierung sorgen.konkreten Maßnahmen zu fül-
len.

stellte die Präsidentin des -Mou࠽
vement écologique", Blanche
Weber, gestern fest. Ein kompro-
missloses Klimaschutzgesetz
könnte den Anfang dieser Er-
folgsgeschichte schreiben. Der

am Mittwochabend -durchgesi࠽
ckerte" Vorentwurf ist jedenfalls
vielversprechend. Er setzt einen
institutionellen Rahmen, auf
den sich aufbauen lässt.

Vieles hängt nun davon ab,
wie und vor allem wie schnell es
weitergehen wird. Aufgabe der
einzelnen Minister wird es sein,
den strukturellen Rahmen mit

Die blau -rot-grüne Dreierkoali-
tion musste seit ihrem zweiten
Amtsantritt viel Kritik über sich

ergehen lassen. Sie habe kein ge-
meinsames Projekt mehr, der
Wind sei raus aus den Segeln,
bemängelt die Opposition.

Einen Ausweg aus dieserver-
meintlichen "Krise࠽ könnte nun
ausgerechnet eine andere Krise
bieten: die Klimakrise.

Die࠽ konsequente Bekämp-
fung des Klimawandels könnte
eine Erfolgsgeschichte für die

Regierung werden, die sie im
Moment gut brauchen könnte",

Luc Laboulle
Ilaboul le@tageblatt.lu

KOMMENTAR Der Klimawandel als Chance

Forderungen ausarbeiten.
Dem Wunsch des "Mouvéco࠽

nach einer klaren Strategie zur
Eindämmung des Tanktourismus

wurde bislang weder im PNEC
noch im Vorentwurf des Klima-

schutzgesetzes Rechnung getra-

gen.
Gleiches gilt für die Hinterfra-

gung der auf immer mehr Wachs-
tum ausgerichteten Wirtschafts-

strategie. Die Wachstumsdebatte

war weder in Premierminister Xa-
vier Bettels Erklärung zur Lage
der Nation noch in Finanzminis-
ter Pierre Gramegnas Haushalts-
rede zur Sprache gekommen.
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Luxemburg konsumiert laut ILR mehr Elektrizität - und steigert die eigene Ökostromproduktion
Von Marco Meng

Luxemburg. Erstmals deckt die
erneuerbare Stromproduktion in
Luxemburg mehr als zehn Prozent
des nationalen Stromverbrauchs.
Das teilte gestern das Institut lu-
xembourgeois de régulation (ILR)
bei der Vorlage des Jahresberichts
über die Entwicklung des Strom -
und Gasmarkts des Landes mit. Das
gesteckte Ziel für 2020 von elf
Prozent erneuerbarer heimischer
Energieproduktion am nationalen
Verbrauch ist also in greifbarer
Nähe. Und das, obwohl der Kon-
sum ebenfalls über die letzten Jah-
re hinweg angezogen hat: von
6 300 Gigawattstunden 2014 auf
6 600 im letzten Jahr. Rund 13 Pro-
zent des Stromverbrauchs entfal-
len auf Privathaushalte und etwa
60 Prozent auf die Industrie, der
Rest auf die übrige Wirtschaft und
Verwaltung.

Sowohl die Erzeugung von
Strom aus Wind- und Solarkraft als
auch aus Biomasse wurde 2018 ge-
steigert, alles in allem um 14 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr. Von
2014 mit 392 Gigawattstunden, so
Claude Hornick, Chef de Service
für den Energiebereich beim ILR,
nahm die erneuerbare Energie-
produktion im Land demzufolge im
vergangenen Jahr auf 688 Giga-
wattstunden zu.

Insgesamt deckt Luxemburg 15
Prozent seines Stromverbrauch
durch Eigenproduktion, der Rest
wird überwiegend aus Deutsch-
land (63 Prozent, rund 4130 Gi-
gawattstunden) ins Creos-Netz
eingespeist. Aus Belgien kamen
2018 etwa 386 Gigawattstunden
Strom, während umgekehrt dort-
hin 147 Gigawattstunden expor-
tiert wurden. Aus Frankreich ka-
men 1300 Gigawattstunden. Der
gesamte Stromverbrauch im Land
wird laut ILR zu 75 Prozent durch
erneuerbare Energiequellen ge-

deckt. Die Behörde stellt in ihrer
Analyse des Strom- und Gasmark-
tes fest, dass für Privathaushalte
insgesamt der Strompreis im letz-
ten Jahr um fünf Prozent gegen-
über 2017 gestiegen ist, der Preis
für Gas um sechs Prozent. Umge-
kehrt für Unternehmen: Sie zahl-
ten 2018 fünf Prozent mehr für Gas
und sechs Prozent mehr für Elekt-
rizität.

Konsumenten können sparen

Der Strompreis setzt sich aus den
Komponenten Netztarife, Steuern
und vom Lieferanten bestimmten
variablen Preis zusammen. Letz-
terer ist von Anbiete; zu Anbieter
unterschiedlich und bietet laut ILR
für die Konsumenten Einspar-
potenzial. Privathaushalte können
dazu das Vergleichstool -calcu࠽
lix.lu" nutzen. Bemerkenswert ist,
dass der von 'Lieferanten abhän-
gige variable Faktor des Preises
sowohl bei Strom wie auch bei Gas
für Luxemburger Unternehmen
sich zuletzt ungünstig entwickelte
und höher ist als in Belgien und
Deutschland. Der variable Teil der
Kosten macht bei Strom 45 Pro-
zent, bei Gas 70 Prozent des Ge-
samtpreises aus. Durch niedrigere
Netzgebühren und Steuern blei-
ben die Gesamtstromkosten für
Betriebe in Luxemburg aber wei-
terhin unter den Preisen der Nach-
barländer. Dennoch lohne, wie das
ILR hinweist, ein Preisvergleich
der verschiedenen Anbieter.

Im Vergleich zu anderen Län-
dern wechselten letzten Jahr nur
einer von Tausend Luxemburgern
den Stromanbieter. Im EU -Durch-
schnitt beträgt die Wechselrate
mehr als sieben Prozent. Während
das Sparpotenzial im Gegensatz
zum Ausland für Luxemburger
Haushalte eher marginal ist - et-
wa hundert Euro im Jahr für einen

Vier -Personen -Haushalt, wie Luc
Tapella, Direktor des ILR, sagt -
so können die Unternehmen
durchaus zusammen einen zwei-
stelligen Millionenbetrag einspa-
ren.

investïtïonen in Inh astroktur
Der Stromverbrauch im Land wird,
nicht zuletzt wegen der Elektro-
mobilität, steigen, so das ILR. Um
die Netzstabilität bei steigendem
Bedarf zu gewährleisten, muss in-
vestiert werden. Damit es nicht
dazu kommt, dass die Elektrizi-
tätsinfrastruktur überlastet wird,
wenn alle abends ihr Elektroauto
aufladen wollen, bedarf es intelli-
genter Netze - und einer engeren
Abstimmung von Angebot und
Nachfrage aufeinander.

Bislang࠽ war es so", sagt Ta-
pella, dass࠽ die Stromproduktion
sich nach dem Verbrauch richtete.
In Zukunft muss es so sein, dass
vor allem dann Strom verbraucht
wird, wenn er da ist." Sofern das
möglich ist. Ausbau der Netze be-
deute aber nicht, dass doppelt so
viele Strommasten nötig seien,
meint Tapella. Netzausbau heiße
vielmehr intelligentere Netze und
intelligenteren Stromverbrauch.
Dabei helfen sollen die intelligen-
ten Strom- und Gaszähler, die in
Luxemburg laut Gesetz bald eine
Quote von 95 respektive 90 Pro-
zent erreichen sollen. Sie über-
ri฀itteln allerdings noch nicht alle
notwendigen Daten, so das ILR

Wenn nun aber tatsächlich der
Gebrauch von Elektroautos in Lu-
xemburg rasant ansteigt und da-
durch der Strombedarf, wird dann
nicht auch infolgedessen der
Strompreis zulegen? Der hiesige
Strombedarf bleibt gemessen am
Gesamtmarkt gering, so das ILR,
was heißt, der Luxemburger Be-
darf allein wirkt sich auf den
Strompreis an den Börsen kaum
aus.







RODANGE Produktion mit 65 Millionen Dollar ausgebaut
Christian Muller
Vor fast genau drei Jahren
hat der US-Konzern Avery
Dennison angekündigt, 65
Millionen Dollar in sein Werk
in Luxemburg zu investieren.
Gesternwurde die neue
Produktionslinie von
Wirtschaftsminister Etienne
Schneider offiziell eingeweiht.
Avery Dennison zählt zu den
weltweit führenden Herstellern
von Selbstklebematerialien wie
Selbstklebeetiketten oder Etiket-
tiersystemen für private und in-
dustrielle Anwendungen. Das
Unternehmen beschäftigt mehr
als 25.000 Mitarbeiter in über 50
Ländern.

In Luxemburg beschäftigt die
Gruppe 495 Mitarbeiter. Sie ist
hierzulande seit nunmehr 30 Jah-
ren präsent.

Hergestellt werden in Rodange,
einfach gesagt, Rollen mit Papier
für Aufkleber. Verkauft werden
diese dann beispielsweise an
Wein- oder Shampoo -Produzen-
ten. Dass es sich lohnt, eine sol-
che Fabrik in Europa und nicht
etwa in China zu haben, liegt am
tonnenschweren Gewicht der
hergestellten Rollen. Es lohnt
sich, nah bei den Kunden zu pro-
duzieren, so das Unternehmen.

Ziel des Investments war eine
Erhöhung der Kapazität in
Europa. In den letzten Jahren ha-
be hier die Nachfrage deutlich

zugelegt, erklärte das Unterneh-
men.

Insgesamt 12.000 m 2Werkflä-
che sind nun in Rodange hinzu-
gekommen. Es handelt sich um
eine der größten Investitionen,
die die Gruppe in den letzten Jah-
ren getätigt hat. Insgesamt 1.500
Tonnen Stahl wurden verarbei-
tet, 116 Kilometer Kabel gelegt
Und 80.000 Arbeitsstunden ge-
leistet. Ausgebaut wurde nicht
nur die Produktion, sondern
auch das Lager. Von einem spe-
zialisierten Luxemburger Unter-
nehmen wurde es voll automati-
siert.

Mehr Investitionen
werc'en folgen

Ich࠽ erinnere mich noch an den
Anfang vor 30 Jahren", so gestern
Kamran Kian, Vizepräsident der
US-Gruppe. Er lobte das Luxem-
burger Werk als eines der besten
der Gruppe.

Kamran Kian versprach, dass
es࠽ nicht die letzte Investition in
Luxemburg" sein wird. Bereits im
kommenden Jahr, und auch im
darauf folgenden, würden neue
Projekte für Luxemburg ange -
dacht. Im Großherzogtum habe
sich bisher noch jede Investition
gelohnt.

Um was genau es sich handelt,

teilte er gestern nicht mit. Er hob
aber hervor, dass das Unterneh-
men auch in Sonderbereichen
aktiv ist. So sei Avery Dennison
der weltgrößte Hersteller von
RFID (radio-frequency identifi-
cation). Und࠽ da investieren wir
viel." Ein RFID-System besteht
aus einem Etikett, das sich an ei-
nem Gegenstand befindet und ei-
nen Code enthält, sowie einem
Gerät zum Lesen des Codes.

Wirtschaftsminister Etienne
Schneider hob hervor, dass das
Unternehmen in den letzten 30
Jahren auch schwierige Zeiten er-
lebt hat, war sichtlich erfreut
über die nun fertiggestellte Inves-
tition. Er sprach von einer࠽ gro-
ßen Investition in die Industrie"
und lobte das Werk in Rodange
für die unternommenen Anstren-
gungen im Bereich der Digita-
lisierung sowie der Nachhaltig-
keit.

Die Produktionshallen sind
höchst modern: Kreuz und quer
durch die Hallen fahren selbst-
fahrende Geräte umher, `die an
große Gabelstapler oder kleine
Transporter erinnern. Sie bewe-
gen die zwei bis vier Tonnen
schweren Rollen. Zum Thema
Nachhaltigkeit: Das Unterneh-
men setzt auf Energieeffizienz
und immer mehr auf die Verwen-
dung von recyceltem Papier und
Plastik in der Produktion.





Statt Stellenreduzierung nun doch Totalabbau am Standort Foetz
Von Marco Meng

Erst schockte der Autozulieferer
Mahle durch die Ankündigung ei-
ner gewaltigen Stellenreduzie-
rung, jetzt kommt der Totalabbau:
die Konzernführung in Stuttgart
kündigt in einer Pressemitteilung
an, in Foetz sollen bis Mitte 2021
alle Aktivitäten beendet und das
dortige Entwicklungszentrum ge-
schlossen werden. 78 Mitarbeiter
sind betroffen. Im März letzten
Jahres hatte Mahle angekündigt, 63
Stellen am Standort abbauen zu
wollen.
Nach࠽ eingehender Prüfung࠼, so
der Konzern, seien weitere࠽
Standortanpassungen in Italien,
Frankreich und Luxemburg" not-
wendig geworden. Der Schwer-
punkt der Entwicklungsaktivitäten
in Foetz liegt auf Klimakompres-
soren.

Durch den starken Trend zu
elektrifizierten Fahrzeugen werde
Mahle seine Produktentwicklung
an Standorten zusammenfassen,
die Kompetenzen bei Elektroan-

trieben hätten. Die࠽ organisatori-
sche Zusammenführung der we-
sentlichen Kompetenzen in den
Feldern Mechanik, E -Motoren -
und Elektronik erfolgt bereits mit
der Gründung des neuen Mahle
Geschäftsbereichs für Mechatro-
nik und Elektronik zum 1. Januar
2020", schreibt das Unterneh-

men." Durch die technologische
Transformation, regulatorischen
Anforderungen und rückläufigen
Absatzzahlen, insbesondere bei

Dieselfahrzeugen, ergebe sich
Handlungsbedarf.

Mahle gehört zu den drei größ-
ten Systemanbietern von Kolben,
Zylindern und Ventilsteuerungen.
Komponenten, die ein Elektroauto
nicht braucht.

Mahle Behr wurde 2015 durch
den Erwerb eines Teils der Akti-
vitäten von Delphi durch die deut-
sche Gruppe geboren. In Foetz ist
eines der 16 großen Forschungs-
und Entwicklungszentren der
Gruppe.

Wie Marc Kirchen, Gewerk-

schaftssekretär des LCGB, mit-
teilt, wurden die Mitarbeiter in
Foetz am Donnerstag informiert.
Leider࠽ wurde uns bei den Ver-
handlungen zum 1. Sozialplan vor
etwas mehr als einem Jahr versi-
chert, dass der Standort erhalten
bleibe", so Kirchen. Jetzt verfügte
die Firmenleitung in Stuttgart doch
das Aus. In den kommenden Wo-
chen sollten die Verhandlungen zu
einem zweiten Sozialplan begin-
nen.

Die gesamte Zulieferbranche,
auch in Luxemburg, ist unter
Druck. Die meisten von ihnen ha-
ben bereits Personal abgebaut, in-
dem sie keine Zeitarbeitskräfte
mehr beschäftigen.



Dietmar Klos von EY Luxembourg sieht neue Regeln für Immobilieninvestments als Chance

Interview: Marco Meng

Politische und regulatorische Aspekte
beschäftigen den Sektor der Immobili-
eninvestitionen genauso wie techni-
sche, erklärt Dietmar Klos, verantwort-
lich für die Immobilienbranche des Be-
ratungsunternehmens EY Luxembourg,
das gestern dazu in Luxemburg eine
Konferenz veranstaltete.

Dietmar Klos, was bewegt den
Real-Estate-Sektor derzeit?

Der Sektor ist in einer großen
Transformation und diskutiert ࡁ

über verschiedene Themen, die
im Moment am Markt sehr prä-
sent sind. Da geht es unter ande-
rem auch um Technologie. Neben
dem Thema Steuern sind aber vor
allem neue Formen der Transpa-
renz ein Thema und was Investo-
ren heute von Asset Managern
sehen wollen.

Die Steuervermeidungs-Direktive
hat auch Auswirkungen
auf Immobilienfonds, welche?

Die EU -Direktive hat ihren Ur-
sprung in der OECD-Initiative
gegen Steuervermeidung. Was am
Relevantesten für den Finanzplatz
Luxemburg sein wird, sind die
Gesetzgebungen gegen hybride࠽
Gestaltungsmöglichkeiten`. Diese
bestehen immer dann, wenn man
zwischen verschiedenen Ländern
einen Klassifizierungsunterschied
hat, wenn also zwischen Luxem-
burg und einem anderen Land
steuerrechtlichen Rahmenbedin-
gungen hinsichtlich der Einord-
nung einer Gesellschaft als steu-
erlich transparent oder intrans-
parent oder bezüglich der Quali-
fikation eines Finanzinstruments
als Eigenkapital oder Fremdkapi-
tal verschieden sind. Die zweite
Steuervermeidungs-Direktive, die
am 1. Januar 2020 in Kraft tritt,
wird sich sehr stark auf den Lu-
xemburger Markt auswirken.

Inwiefern?
Die Anforderungen werden

dahingehend höher als die neue
Direktive alle Investorengruppen
- nicht nur Europäer - betrifft.
Das ist eine große Änderung ge-

genüber der 1. Direktive, die sich
ausschließlich auf europäische
Investoren bezog. Ebenfalls än-
dert sich, dass manche Fonds da-
nach nicht mehr als transparent
gelten werden, sondern als Ge-
sellschaften, was dann teilweise
oder vollständig zum Verlust der
Möglichkeit des Zinsabzuges in
Luxemburg führt.

Werden deswegen Immobilien-
fonds aus Luxemburg abgezogen?

Die Direktive ist relativ res-
triktiv bei dem, was sie will. Der
Luxemburger Gesetzgeber hat
aber Gestaltungsfreiheiten, die die
Direktive gibt, genutzt. Noch liegt
das Gesetz beim Conseil d'Etat,
und ob der Gesetzestext so bleibt,
wie er jetzt ist, wird nun ent-
schieden. Aber wie es aussieht,
hat Luxemburg sehr gute Optio-
nen genutzt, um mögliche negati-
ve Auswirkungen auf den Stand-
ort Luxemburg zu vermeiden.
Unser Einschätzung ist sogar so,
dass es sich eher positiv auf den
Finanzplatz auswirken wird, auch
weil wir hier ja schon sehr stark
als Investmentfonds -Standort
sind. Bei internationalen paneu-
ropäisch vertriebenen Immobili-
enfonds ist Luxemburg mit Ab-
stand der größte Standort, und
das wird auch so bleiben.
Haben technische Neuerungen
Auswirkungen auf den Immobili-

enmarkt und die Immobilien-
fonds?

Als Sektor stehen wir da noch
ziemlich am Anfang. Wer sich die
Entwicklung ansieht, erkennt drei
Dimensionen: zum einen das Ge-
bäude selbst. Da wird man starke
technologische Veränderungen
sehen. Durch das Sammeln von
Daten kann die Nutzung der Ge-
bäude genauer analysieren wer-
den, was auch Entscheidungen
der Portfolio- und Asset Manager
beeinflussen kann. Auf Investo-
renseite, wird es viel mehr
Transparenz und Berichterstat-
tung geben, auch direkten Zugang
zu Datenmaterial. Auch im Back -
und Middle Office, dem Fonds-
management, wie es vor allem in
Luxemburg stattfindet, werden

technische Neuerungen Einzug
halten, wobei es vor allem darum
geht, wie man Daten verwaltet
und mit ihnen umgeht. Die tech-
nologische Entwicklung bleibt
nicht vor dem Immobiliensektor
stehen.

Wer investiert in Immobilien-
fonds? Vor allem institutionelle
Anleger?

Ja, laut Studien wurden 2018
durch Fonds 160 Milliarden Euro
neu in den Immobiliensektor in-
vestiert, nicht alles, aber vieles
davon in Luxemburg. Das Geld
kommt überwiegend von Pensi-
onsfonds und Versicherungen.

Werden durch die neuen Transpa-
renzregeln Immobilienfonds auch
für Privatanleger interessanter?
Zur Zeit der Finanzkrise machten
ja manche davon Negativschlag-
zeilen.

2008/2009 wurden in der Tat
einige offene Immobilienfonds
geschlossen, weil die Immobili-
enpreise in den Keller rutschten
und mit einer gewissen Panik am
Markt alle Anlager ihr Geld zu-
rück wollten, womit manche
Fonds in Deutschland überfordert
waren. In den letzten 18 Monaten
sehen wir aber eine Wiederbele-
bung der offenen Immobilien-
fonds, und ich sehe großes Inte-
resse auch von Privatanlegern am
Immobiliensektor, zumal die Ver-
zinsung des Guthabens auf dem
Bankkonto heute ja eher negativ
ist.

Manche sprechen schon wieder
von der Anbahnung einer Immo-
bilienblase.

Diese Gefahr sehe ich derzeit
nicht. Die gesamte Atmosphäre
des europäischen Immobiliensek-
tors ist nach wie vor enthusias-
tisch. Allerdings haben wir
durchaus ähnliche Marktbedin-
gungen wie wir sie 2006/07 hat-
ten: es gibt viel Geld auf dem
Markt durch die niedrigen Zinsen,
die Preise von Core-Immobilien,
wie Büros beispielsweise, sind
relativ hoch. Aber die Gesamt-

stimmung ist sehr positiv. Schaut
man sich den Luxemburger Markt
an, bezweifele ich, dass wir hier
jemals eine Immobilienkrise ha-
ben werden, das liegt an der ge-
samtwirtschaftlichen Situation
des Landes.
Viele Privatleute bauen, weil es
wegen des niedrigen Zinsen nie so
billig war- Was aber, wenn die EZB
doch irgendwann die Zinsen er-
höht. Kommen dann nicht viele ins
Straucheln?

Da hoffe ich, dass die Banken
bei der Kreditvergabe nicht so
verfuhren wie in der Vergangen-
heit, als die Beleihungsgrenzen
jenseits der 80 Prozent lagen. Ich
glaube auch nicht, dass wir heute
noch in dieser Risikosituation
sind. Auszuschließen ist natürlich
nicht, dass sich der ein oder an-
dere Private übernommen hat,
was die Belastbarkeit durch die
Zinsen betrifft. Wer einen auf 15
Jahre festgelegten Zinssatz hat, ist
auf der sicheren Seite; wer einen
variablen Zinssatz hat, was ich
niemandem empfehlen kann,
könnte möglicherweise Probleme
bekommen.

Woran arbeiten Sie
bei EY Luxembourg Real Estate?

Wir sind gerade dabei, die
Steuervermeidungs-Richtlinien 1
und 2 zu implementieren. Zudem
hat die OECD vor zwei Wochen
einen neuen Beps࠽ 2.0" -Bericht
herausgegeben, der sich vor allem
auf die großen Internetkonzerne
bezieht. Es geht darum, dass die
Gewinnbesteuerung weg kommt
vom Ort, wo die Gesellschaft sitzt,
hin zum Standort, wo der End-
verbraucher sitzt, ähnlich wie das
bereits bei der Mehrwertsteuer
der Fall ist. Das hat zuerst mal
wenig mit Immobilienfonds zu
tun, könnte aber dennoch auch
Publikums -Investmentfonds be-
treffen. Wir als Berater haben also
weiterhin einiges zu tun, auch das
zu analysieren, damit das keine
negativen Folgen für das Fonds-
geschäft hat.
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Pierre Gramegna stellt Staatshaushalt 2020 und mehrjährige Finanzplanung vor
Luxemburg. Pierre Gramegna (DP) strahlt.
Aus gutem Grund, denn Luxemburg geht
es wirtschaftlich und finanziell gut. Ange-
nehme Zeiten also für einen Finanzminis-
ter, dem die Aufgabe zukommt, die Gelder
zu verteilen. 20,935 Milliarden Euro gibt, der
Staat kommendes Jahr aus. Die Einnahmen
belaufen sich auf 20,295 Milliarden Euro.
'Macht ein Defizit von 640 Millionen Euro.
500 Millionen Euro will die Regierung
kommendes Jahr in Umwelt- und Klima-
schutzmaßnahmen investieren. Angesichts

der äußerst positiven Haushaltszahlen fie-
len die ersten Reaktionen der Mehrheits-
parteien auf die Haushaltsrede des Fi-
nanzministers erwartungsgemäß positiv
aus. Gelobt wurden vor allem die hohen In-
vestitionen beim Klimaschutz. Die Oppo-
sition sieht dies freilich etwas anders. Wie
schon beim État de la Nation vermissten
die Sprecher von CSV, ADR, Déi Lénk und
den Piraten klare Akzente, dies nicht nur
beim Klimaschutz. mig/DS





Ratingagentur Moody's wirft einen genauen Blick auf die drei größten Luxemburger Banken
Von Thomas Klein
Luxemburg. Drei Banken finanzie-
ren einen Großteil der Wirt-
schaftsaktivitäten in Luxemburg:
Banque et Caisse d'Épargne de
l'Etat (BCEE), BGL BNP Paribas
und Banque Internationale à Lu-
xembourg (BIL) haben zusammen
einen Marktanteil im Großherzog-
tum von 80 Prozent bei den Pri-
vatkundenkrediten und sogar 90
Prozent bei den Kundeneinlagen.
Zu diesem Ergebnis kommt eine
Analyse der Ratingagentur Moo-
dy's, die die finanzielle Situation
und den. Ausblick der drei Finanz-
häuser vergleicht. Während diese
Banken laut der Studie lediglich ein
Prozent der Vermögenswerte des
luxemburgischen Finanzsystems
repräsentieren, sind sie doch zent-
ral für das Funktionieren der hei-
mischen Wirtschaft.

Risikoprofile

Entsprechend groß sind die Risi-
kopositionen der drei Banken in
Luxemburg. So wurden 59 Prozent
der Kredite der staatseigenen
BCCE, an Kunden im Großher-
zogtum vergeben. Bei der BIL, die
inzwischen zu fast 90 Prozent der
chinesischen Investmentgruppe
Legend Holdings gehört, machen
die heimischen Kredite 45 Prozent
aus und bei der BGL, der Toch-
tergesellschaft der französischen
BNP Paribas Gruppe, sind es im-
merhin noch 29 Prozent. Etwa die .
Hälfte der Risikopositionen der
drei Banken befinden sich im rest-
lichen Europa, wobei zwei Drittel
davon auf die Nachbarländer
Belgien, Frankreich, Deutschland
sowie die Niederlande und die
Schweiz entfallen. Insgesamt
schätzen die Analysten das Asset-
Risiko von BGL BNP Paribas von
den drei Finanzhäusern am höchs-

ten ein, da sie das europäische
Leasinggeschäft der französischen
Gruppe betreibt. .

Bei der Bewertung des Risikos
kommt dem luxemburgischen Im-
mobilienmarkt eine entscheiden-
de Rolle zu. Denn zwischen 47 und
57 Prozent der vergebenen Kredi-
te der drei Banken dienen dazu,
Immobiliengeschäfte zu finanzie-
ren. Davon gingen etwa 70 Pro-
zent in den Wohnungsbau; der
Rest in Betriebsliegenschaften.
Gemäß der Analyse stieg der Wert
der Immobilienkredite zwischen
2015 und 2018 um jährlich etwa
acht Prozent und wuchs damit
stärker als das übrige Kreditge-
schäft.

Verschuldung der Privathaushalte
Dieser hohe Anteil könnte sich zu
einem Problem für die Bilanzen
der Banken entwickeln, wenn
plötzlich eine große Zahl von Kre-
ditnehmern in Verzug gerät. Das
Risiko besteht, da in Luxemburg
die Kaufpreise für Immobilien
deutlich schneller wachsen als die
Einkommen und dieses Verhältnis
sich deutlich ungünstiger entwi-
ckelt als im Rest der Eurozone.
Entsprechend ist die Verschul-
dung der privaten Haushalte im
Verhältnis zum Bruttoinlandspro-
dukt zwischen 2010 und 2018 von
58 Prozent auf 66 Prozent gestie-
gen. Im gleichen Zeitraum sank
dieses Verhältnis im Durchschnitt
der Eurozone von über 60 Prozent
auf 56 Prozent.

Hinzu kommt, dass nach wie vor
eine Mehrzahl der Kredite mit va-
riablen Zinssätzen vergeben wur-
de, was dazu führt, dass ein An-
heben des Zinssatzes schwerwie-
gende Folgen für viele Haushalte
haben würde. Allerdings betonen

die Analysten, dass man dieses Ri-
siko nicht überbewerten sollte.
Das࠽ Risiko einer Preiskorrektur
auf dem Häusermarkt ist mittel-
fristig gering, da das Angebot an
neuen Häusern weiter hinter
dem Bevölkerungswachstum hin-
terherhinkt. Solange das günstige
Geschäftsklima weiterhin fremde
Unternehmen anzieht, ist auch die
Wahrscheinlichkeit gering, dass
sich der Migrationsstrom um-
kehrt", sagte Olivier Panis, Kre-
ditspezialist bei Moody's und ei-
ner der Autoren der Studie.

Kaum "Problemkredite࠽

Die Qualität der Kredite sehen die
Analysten entsprechend stabil.
Nur 2,1 Prozent der. Darlehen
der drei Finanzhäuser wurden
als Problemkredite eingestuft, was
weit unter dem Durchschnitt der
Banken der Eurozone von knapp
über vier Prozent liegt. Ebenso po-
sitiv wird die hohe Eigenkapital-
quote der Banken bewertet.

Etwas kritischer sehen die Au-
toren der Studie hingegen die Pro-
fitabilität der Institute. Insbeson-
dere die BCEE und die BIL liegen
bei der Nettorentabilität unter dem
europäischen Durchschnitt. Die
BGL BNP Paribas profitiert hier
von den hohen Gewinnmargen
ihres europäischen Leasingge-
schäfts. Die Einkünfte aus dem
Kreditgeschäft waren stabil, da die
niedrigen Zinssätze weitestge-
hend durch höhere Gesamtvolu-
men ausgeglichen wurden.

Das Verhältnis von Kosten zu
den Einkommen verschlechterte
sich von 58 auf 60 Prozent inner-
halb eines Jahres. Als Gründe ga-
ben die Autoren höhere Kosten für
Regulierungsmaßnahmen, Invest-
ments in die digitale Infrastruktur
sowie gestiegene Personalkosten
an.







Fintechs und nachhaltige Finanzen stehen für einen modernen Finanzplatz
maf. FRANKFURT, 29. Oktober. Es

gibt Finanzplätze, die sich dem Wettbe-
werb um Brexit-Verlagerungen zu entzie-
hen versucht haben. Das trifft im Gegen-
satz zu Frankfurt oder Paris auf Luxem-
burg zu, wo der EU -Austritt Großbritan-
niens stets als Verlust und nie als Chance
für eine größere Rolle des eigenen Fi-
nanzplatzes wahrgenommen worden ist.

In Frankfurt wurde der Brexit auch als
Chance wahrgenommen, als Finanzplatz
an Bedeutung zu gewinnen. Doch das Fi-
nanzzentrum der größten europäischen
Volkswirtschaft mit dem Sitz der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) ist nicht die
bevorzugte Wahl, wenn es um Verlage-
rungen von Geschäften geht: Nach den
jüngsten Zahlen der ,kapitalmarktnahen
Denkfabrik New Financial führt Dublin
mit 116 Finanzdienstleistern, die Ge-
schäfte in die irische Hauptstadt verla-
gert haben. Dahinter kommt Luxemburg
mit 71 Zuzügen. Mit 69 Gesellschaften
nimmt Paris den dritten Platz ein vor
Frankfurt (45) und Amsterdam (40). Die

Zahl der Verlagerungen muss nicht be-
deuten, dass gleichzeitig viele neue Ar-

beitsplätze entstehen. Oftmals werden
die schon bestehenden Niederlassungen
vor Ort genutzt.

Jedoch weisen nach einer Studie der
Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsge-
sellschaft PWC die Verlagerungen im

Zuge des Brexits auch auf eine Neuvertei-
lung der Geschäftsaktivitäten hin. Diese
würden tendenziell dorthin verlagert,
wo das lokale Wirtschaftssystem am bes-
ten darauf ausgerichtet sei. So würden
der Derivatehandel und das Investment-
banking bevorzugt nach Frankfurt oder
Paris verlegt, während Vermögensver-
walter sich meistens für Dublin oder Lu-

xemburg entschieden.
Ganz genau weiß es Nicholas Mackel,

Chef der Finanzplatzinitiative Luxem-
bourg for Finance: Wegen des Brexits
hätten insgesamt 57 Gesellschaften öf-
fentlich bekanntgegeben, dass sie Aktivi-
täten nach Luxemburg verlagert hätten.
Hinzu kämen noch verschiedene Unter-
nehmen, die diesen Schritt nicht öffent-
lich gemacht hätten, so dass sich die Ge-
samtzahl der Finanzunternehmen mit
Brexit-bedingten Verlagerungen nach
Luxemburg auf etwa 70 belaufen dürfte.
In den vergangenen sechs Monaten sei-
en nur einige kleinere Gesellschaften

hinzugekommen. Die großen Finanz-
dienstleister hatten sich Mackel zufolge
auf den 29. März als EU -Austrittsdatum
Großbritanniens vorbereitet. Unter den
57 Gesellschaften, die ihren Umzug
nach Luxemburg bekanntgegeben ha-
ben, befinden sich 30 Vermögensverwal-
ter, neun Banken, 13 Versicherer und
fünf Zahlungsdienstleister.

Neben Dublin und Amsterdam ent-
wickle sich Luxemburg zu einem Zen-
trum im EU -Zahlungsverkehr, schreiben
die PWC-Berater. Nach Angaben von Ma-
ckel hat Paypal seinen Europa -Sitz im

Großherzogtum, ebenso wie Amazon

Pay oder Rakuten. Nun ziehe auch der
Zahlungsdienst von Airßnß nach Luxem-

burg. Unser࠽ Finanzplatz hat im Bereich
moderner Zahlungsdienste inzwischen
die nötige kritische Masse erreicht", ist
Mackel überzeugt. Dort fänden die Un-

ternehmen qualifiziertes Personal und
eine Finanzaufsicht, die sich auf dem Ge-
biet des grenzüberschreitenden Zah-
lungsverkehrs auskenne. Das࠽ macht Lu-
xemburg auch für junge Fintechs aus die-
sem Bereich interessant", fügt er hinzu.

Als moderner Finanzplatz will Luxem-

burg auch bei nachhaltigen Finanzen mit

gutem Beispiel vorangehen. Die Luxem-
burger Börse nimmt mit grünen, ökologi-
schen Projekten dienenden Anleihen
eine führende Rolle ein. Fast die Hälfte al-
ler grünen Anleihen in der Welt sind dort
gelistet. Das entspricht einem Volumen

von 200 Milliarden Dollar. Allerdings ver-
steht sich die Luxemburger Börse als No-
tierungsbörse. Gehandelt wird in Lon-
don, Paris oder Frankfurt. Aber nachhalti-
ge Finanzen werden auch in der Vermö-
gensverwaltung wichtiger. Luxemburg ist
für nachhaltig anlegende Fonds, soge-
nannte Responsible Investing Funds, der
wichtigste Standort. Jeweils ein Drittel
dieser Fonds, insgesamt 2816, und des
von ihnen verwaltenden Vermögens, ins-

gesamt 496 Milliarden Euro, sind dort an-
gesiedelt. Luxemburg hat sich für den Kli-
maschutz ehrgeizige Ziele gesetzt: Bis

2050 will das Land CO2 -neutral sein.
Vom 1. März 2020 gilt im Großherzog-
tum der "Freifahrtschein࠽ für den öffentli-
chen Nahverkehr. Bus, Tram und Bahn
können dann kostenlos genutzt werden.

Schon jetzt ist Luxemburg mit 14 900
Fonds und einem verwalteten Vermögen
von 4,4 Billionen Euro in Europa der

wichtigste Fondsstandort und in der
Welt die Nummer zwei hinter den Verei-
nigten Staaten. Der Anteil britischer
Fondsgesellschaften in Luxemburg ist
auf Basis des verwalteten Vermögens
seit Ende 2016 kontinuierlich gestiegen
und liegt nun bei 18,4 Prozent, wie
Marc-Andr6 Bechet, Director Legal &
Tax beim Luxemburger Fondsverband
Alfi berichtet. Er führt dies teilweise auf

den Brexit zurück. Luxemburg sei auch
schon vor dem Brexit eine wichtige Platt-
form für britische Vermögensverwalter
gewesen, die den europäischen Markt be-
dienen wollten. Insofern seien die direk-
ten Brexit-Effekte zum Beispiel für neue
Arbeitsplätze überschaubar, so Bechet.

Ein Problem, das der Brexit nach sich
ziehen kann, ist seinen Worten zufolge
die sogenannte ."Delegation࠽ Typischer -
weise ist die Administration, also die Ver-
Waltung der Fonds, in Luxemburg ange-
siedelt, während das Portfolio-Manage-
ment, also die Anlageentscheidungen,
die in London sitzenden Fondsmanager
vornehmen. Nach den EU -Richtlinien ist
dies möglich, wenn bestimmte Vorgaben
eingehalten werden. Für࠽ die Zukunft
nach einem Brexit kommt es darauf an,
dass diese Möglichkeit erhalten bleibt
und eine mögliche neue Regulierung in
Großbritannien von der EU als gleichwer-
tig zum EU -Standard eingestuft wird",
sagt Bechet. Andernfalls würde die Dele-
gation unmöglich. Das࠽ würde zu einer
stärken Fragmentietung der Investment-
branche in Europa führen und nicht zu-
letzt deren Position im globalen Wettbe-
werb ࠵ etwa mit Anbietern aus den Verei-

nigten Staaten oder auch China ࠵ schwä-
chen", befürchtet der Alfi-Fachmann.

Waren es früher Steuervorteile, die Lu-
xemburg als Fondsstandort geholfen ha-
ben, sind nun kurze Wege und gute Kon-
takte zur Finanzaufsicht entscheidend.
Mehr als jeder zweite in Deutschland ver-
triebene Publikumsfonds sitzt in Luxem-
burg. Dass Luxemburg noch immer mit
aggressiver Steuergestaltung in Verbin-
dung gebracht wird, kann Mackel von der
Finanzplatzinitiative nicht verstehen. Er

verweist auf die stets guten Zeugnisse der
OECD für die Steuerpolitik Luxemburgs.
Mit࠽ einer Unternehmensbesteuerung
von 25 Prozent liegt Luxemburg nicht all-
zu weit entfernt von Deutschland mit 28
Prozent", sagt Mackel.
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zufolge will die Stadt Chengdu mit Lu-

xemburg im Bereich Luftfracht zusammen-
arbeiten. Seinen Aufenthalt in China nutz-

te Bausch zudem, um einem Aufzucht-
zentrum für Pandabären einen Besuch ab-
zustatten. mbb

sche Millionenstadt gereist, um den Start-

schuss zu geben.
ࡁ Neben dem Schienentransport ist aber
auch der Luftverkehr in den Fokus der Ar-

beitsvisite gerückt: Angaben des Ministers

du und Bettemburg innerhalb von zwei
Wochen zurücklegen wird. Transportmi-
nister François Bausch war in die chinesi-

Chengdu/Dujiangyan. Automobilbauteile;

Elektronik, Textilien und Konsumgüter -

diese Fracht ist am Samstagnachmittag vom
chinesischen Chengdu per Zug losgefah-
ren. Das Ziel: das Intermodalterminal in
Bettemburg/Düdelingen. Dabei handelt es
sich um den ersten Güterzug, der die Stre-

cke von 10 000 Kilometer zwischen Cheng-

Luxemburg und China verstärken Kooperation im Bereich des Schienentransports

Barbara Chevalier ist Direktorin für
Strategie und Geschäftsentwick-

lung bei CFL Multimodal. Sie ist
für die Verhandlungen um den

Zug zwischen Luxemburg und
China zuständig.

IBarbara Chevalier, nach dem. Startschuss des ersten direkten

Containerzugesvon Bettemburg
nach Chengdu im April sollte eine

regelmäßige Zugverbindung zwi-

schen den beiden Städten schon im

Sommer angeboten werden. Warum

ist es zu einer Verspätung gekom-

men?

Unsere Partner in China haben

sich zunächst für einen neuen
Test -Zug entschieden - dieses
Mal aber von China nach Luxem-

burg. Damit wollen sie sicher ge-

hen, dass Nachfrage besteht. Denn

klar ist: Damit sich die Verbin-
dung wirtschaftlich lohnt, benö-

tigt es Ladung in beide Richtun-
gen. Es ist also ein gutes Zeichen,

dass unsere Partner in China ei-
nen neuen Testzug vorgeschlagen
haben. Wir hatten uns zwar als
Ziel denSommer gesetzt, aber ein

festes Datum bestand damals auch
noch nicht.

2 Weitere Städte in Luxemburgs
ॷ direkter Nachbarschaft arbei-

ten auch an einer direkten Zugver-
bindung nach China. Glauben Sie

nicht, dass es zu spät für Luxem-

burg sein könnte?

Wir stehen tatsächlich im har-

ten Konkurrenzkampf mit ande-
ren europäischen Städten. Es gibt
ja auch bereits direkte Verbin-

dungen mitDuisburg oder Ham-

burg beispielsweise. Und weitere
Testzüge zwischen Europa und
China werden immerwieder or-

ganisiert. Wir haben aber nun die

Gelegenheit, uns hier ein neues
Mal mit unserem Partner auszu-
tauschen; damit lernen wir uns

besser kennen und können ein
Vertrauensverhältnis aufbauen.
Die Diskussionen laufen ständig
weiter.

3 Ist es schon möglich, einen

ॷ neuen Termin für die regelmä-

ßige Verbindung zwischen dem In-

termodalterminal in Bettemburg-

Düdelingen und dem Güterbahnhof

in Chengdu festzulegen?

Nein, wir sind auf die Partner

in China angewiesen. Die endgül-
tige Entscheidung liegt inihren
Händen.
Interview: Mara Bilo
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Jean-Claude Hollerich wird Luxemburgs erster Kardinal
Ich࠽ werde Jesuit. Und gehe nach
Asien.࠼ Schon mit 15 Jahren
wusste der damalige Schüler des
klassischen Lyzeums in Diekirch,
wo Beruf und Berufung ihn hin-
führen würden. Das Erzbistum,
das er seit 2011 betreut und die
am 1. September 2019 erfolgte
Ernennung zum ersten luxem-
burgischen Kardinal hatte er al-
lerdings nicht vorausgesagt. Am
Samstag wird er in Rom von
Papst Franziskus zum Kardinal
ernannt.
Der Ernennung von Jean-Clau-

de Hollerich waren seinerzeit
viele Spekulationen vorausge-
gangen. Er sei zu weit vom lu-
xemburgischen Alltag weg, wur-
de ihm vorgeworfen. Auch seine
Zugehörigkeit zum Jesuiten-
orden bereitete Kopfzerbrechen.
Er war allerdings der Lieblings-

kandidat der Regierung gewesen,
allen voran des gleichaltrigen
Jean-Claude Juncker, der ihn aus
der gemeinsamen Schulzeit im
belgischen Clairefontaine kann-
te. Im Gespräch waren seinerzeit
auch Erny Gillen, Georges Hel-
linghausen, Jean-Jacques Flam-

mang oder Camille Perl gewesen.
Nicht geplant war allerdings,

dass der neue Erzbischof von
Kultusminister Xavier Bettel den
Auftrag der Trennung von Kirche
und Staat bekommen würde.
Was ihm nicht zuletzt die Feind-
schaft gewisser Kirchenkreise
einbrachie, als er der Einsetzung
eines Kirchenfonds zustimmte,
der sich um die Besitztümer der
katholischen Kirche kümmert.
Der am 9. August 1958 in Dif-

ferdingen geborene Hollerich hat
seine Kindheit in der Minette-
stadt und seine Jugend in Vian-
den verbracht, wo sein Vater als
Ingenieur bei der SEO arbeitete.
Heute verbringt er seine Ferien in
der Algarve, wo er eine Ferien-
wohnung besitzt. Seine sportli-
che Liebe gehört dem FC Bayern.
Nach der "Première࠽ studierte

er Katholische Theologie und
Philosophie an der päpstlichen
Universität Gregoriana in Rom.
Er wurde Jesuit und absolvierte
sein Noviziat von 1981 bis 1983
in Namur, wo er später zum
Priester geweiht wurde.
Nach einem zweijährigen Pas-

toralpraktikum in Luxemburg
machte Hollerich 1985 seinen
zweiten Lebenswunsch wahr. Er
studierte zunächst Sprache, Kul-
tur und Theologie an der Sophia -Universität in Tokio. Nach einem
weiteren Theologiestudium in
Frankfurt und dem Studium der
deutschen Sprache und Literatur
in München schrieb er 2001 sei-
ne Doktorarbeit zum Thema
Dialog࠽ der Kulturen" am Zen-
trum für Europäische Integrati-
onsforschung in Bonn. Dann
ging es zurück nach Tokio, wo er
2002 sein Ordensgelübde ablegte
und an der Sophia -Universität
unterrichtete. Von 2008 bis zu
seinem Rückruf nach Luxemburg
war er Vizerektor der Uni und in
dieser Eigenschaft für Allgemeine
und Studentische Angelegenhei-
ten zuständig. Dabei hat er auch
die Aufnahme luxemburgischer
Schüler gefördert.
Den Vorwurf, zu lange zu weit

entfernt von Luxemburg gewesen
zu sein, wies der neue Erzbischof
bei seiner Ernennung als intensi-
ver Internet -Nutzer weit von
sich. Er wisse stets, was in Lu-
xemburg laufe. Jetzt hat ihn der
Vorwurf dennoch gewisserma-
ßen eingeholt. Luxemburg ist of-
fensichtlich doch etwas zu klein
für ihn.



Luxemburger Biologe koordiniert ein Projekt zur Verbreitung von Säugetierarten in Europa
Von Eric Hamus
Waschbär, Biberratte und Wolf
sind seit Kurzem wieder gern ge-
sehene Gäste in Luxemburg. Auf
der anderen Seite aber ist der
Luchs und der Europäische Nerz
in den heimischen Gefilden aus-
gestorben. Europaweit dürfte es
inzwischen rund 270 relevante
Säugetierarten geben. 72 davon
sind auf Dauer im Großherzog-
tum ansässig. Wo genau sich die
verschiedenen Arten nun aufhal-
ten und wie sich ihr Lebensraum
in den letzten 25 Jahren verändert
hat, will ein Großprojekt klären: Es
erforscht, wie die Säugetiere in
Europa verbreitet sind, und hält die
Arten in einem 600 Seiten starken
Atlas fest.

Hinter dem Mammutprojekt
steckt die Stiftung࠽ Europäische
Säugetiere", an deren Spitze auch
ein Luxemburger mitwirkt. Es࠽ ist
ohne Zweifel das weltweit größte
Kartierungsprojekt für Säugetie-
re", betont Laurent Schley. Der
Biologe ist Sekretär der Stiftung
und betreut das Projekt quasi eh-
renamtlich neben seiner Tätigkeit
als Mitarbeiter der Luxemburger
Umweltverwaltung. Für den be-
geisterten Wissenschaftler ist es
eine Ehre, an dem Projekt teil-
nehmen zu können: 1991࠽ war be-
reits ein erster Atlas mit der Ver-
breitung der Säugetiere erschie-
nen. Ich habe immer gehofft, bei
einer zweiten Ausgabe die natio-
nale Koordination für Luxemburg
übernehmen zu können. Dass ich
das Projekt nun in einer führen-
den Rolle begleiten darf, empfin-
de ich als eine große Auszeich-
nung", so der Biologe.

Vier Länder mehr

Tatsächlich liegt die erste Karto-
grafierung der europäischen Säu-
getiere bereits mehr als 25 Jahre
zurück: 194 Arten waren 1991 un-
tersucht und festgehalten worden.
Dieses࠽ Mal aber werden es weit-

aus mehr sein", erklärt Schley.
Europaweit࠽ gehen wir von rund
270 relevanten Säugetierarten
aus". Grund ist eine Ausbreitung
der Fläche: Waren es 1991 noch 6,5
Millionen Quadratkilometer, die
untersucht wurden, ist es dieses
Mal die doppelte Fläche. Mit Russ-
land, der Ukraine, Weißrussland
und Moldawien sind nämlich vier
Länder hinzugekommen.

Die Ergebnisse sollen 2024 ver-
öffentlicht werden. Dies࠽ ermög-
licht nicht nur einen Langzeitver-
gleich, sondern hilft womöglich
auch, bessere Schutzmaßnahmen
zu ergreifen, sollten wir feststel-
len, dass plötzlich Lücken auftau-
chen, wo verschiedene Säugetier -
arten früher noch stärker vertre-
ten waren", fährt der Biologe fort.
Interessant könnte das Projekt
auch im Zuge des Klimawandels
werden, da es je nach Resultat
langfristige Abweichungen in der
Tierpopulation Europas offenba-
ren könnte.

Schley ist einer von zehn Wis-
senschaftlern, die das Projekt
steuern. Sie arbeiten in engem
Kontakt mit 73 nationalen Koor-
dinatoren, die wiederum dafür
verantwortlich zeichnen, die nö-
tigen Daten in ihren jeweiligen
Aufgabegebieten zu sammeln. Zu
diesem Zweck werden in einer
ersten Linie bereits vorhandene
Datenbanken und Studien konsul-
tiert, um festzustellen, welche
Tiere bereits erfasst sind und wo
es noch Lücken gibt. Anschlie-
ßend werden die fehlenden Daten
dann durch Wissenschaftler an Ort
und Stelle gesammelt.

In Luxemburg seien die meis-
ten Daten bereits erhältlich ge-
wesen. Dafür bedienten sich Ex-
perten der Datenbank im Natur-
museum, die bereits einen Groß-
teil der 72 in Großherzogtum an-
sässigen Säugetierarten erfasst hat.
Weitere࠽ Erkenntnisse darüber,
wo welche Tierarten auftauchen,

gewinnen wir beispielsweise an-
hand von Jagddaten oder Auto-
unfällen mit Tieren", ergänzt Lau-
rent Schley. Allerdings habe man
in Luxemburg feststellen müssen,
dass es kaum Informationen zum
Lebensraum von kleinen Nage-
tierarten gibt, wie Mäusen und
Spitzmäusen.

Zu diesem Zweck- wurde eine
Biologin angeheuert, die sich in ei-
ner ersten Phase mit dem Lebens-
raum der Schleiereule vertraut ge-
macht hat, um dann ihr Gewölle zu
untersuchen - jene Überreste, die
die Magensäure der Eulen nicht
aufgelöst hat. Da die Schleiereule
eine nicht besonders aggressive
Magensäure hat, bleiben die Schä-
deldecken ihrer Beute, in der
Hauptsache eben jene Mäuse, recht
gut erhalten. Die Überreste wur-
den aus den Speiballen entfernt,
gesäubert und Mäusen zugeord-
net. Da࠽ wir den Jagdradius der Eu-
len gut kennen, konnte die Biolo-
gin auf diesem Weg auch die Ver-
breitung von Mäusen und Spitz-
mäusen festhalten", so Schley.

Viel für die Fledermaus getan

Aufwendig ist laut dem Biologen
auch die Erfassung von Fleder-
mäusen: Sie࠽ sind nachtaktiv,
schnell und kommunizieren per
Ultraschall." Glücklicherweise sei
in den letzten 20 Jahren in der EU
viel für den Erhalt der Fleder-
mäuse unternommen worden,
sodass für diese Art aktuelle Da-
ten vorliegen.

Dennoch࠽ gibt es Lücken",
meint der Luxemburger Autor und
Tierexperte. Man࠽ findet immer
wieder neue Informationen. Das ist
ja das Spannende an der Wissen-
schaft: Man weiß nie alles. Wir
versuchen lediglich der ultimati-
ven Wahrheit immer ein Stück-
chen näherzukommen. Erreichen
aber werden wir sie nicht", lächelt
Schley, der vor Kurzem zusam-
men mit Jan Herr ein Buch über

die Säugetiere Luxemburgs ver-
öffentlicht hat.

Ein Spin࠽ -oft nennt der Biolo-
ge das Buch, das für die breite Öf-
fentlichkeit gedacht ist. Ein Ne-
benprodukt des Hauptprojekts, das
seit der Veröffentlichung bereits
großen Anklang beim Publikum
gefunden hat. Besonders positiv ist
der Umstand, dass rund 30 Pro-
zent des Erlöses zurück an die Stif-
tung gehen, um die Kartografie-
rung zu finanzieren. Es sei ein po-
sitiver Nebeneffekt, dass durch
dieses Projekt auch die Öffent-
lichkeit wieder mehr für den Le-
bensraum verschiedener Säuge-
tierarten sensibilisiert wird.

Die Stiftung࠽ Europäische Säu-
getiere" mit Sitz in den Nieder-
landen ist eine unabhängige Stif-
tung, die nicht an staatliche Be-
hörden gebunden ist. Als solche ist
das Projekt auf die finanzielle Un-
terstützung aus der Öffentlichkeit
angewiesen. So müssten etwa
Wildkameras, Ferngläser und Fle-
dermausdetektoren gekauft wer-
den. Die Unterstützung sei gerade
in jenen Ländern wichtig, in de-
nen es kaum finanzielle Hilfe von-
seiten der Regierung gebe. Mit ei-
ner Spende könne man einen Bei-
trag zum Schutz der Säugetie-
re leisten, sagt Schley.
Wer das Projekt unterstützen will, kann dies
mit einer Spende an die European࠽ Mammal
Foundation" tun, IBAN NLB4 INGB 0009 2528
90. Weitere Informationen zum Projekt unter
support.european-mammals.org.

Die erste
Kartograerung
der europäischen
Säugetiere liegt
bereits mehr als 2
Jahre zurück.



dort unten war, hatte ich auch ein
ganz anderes Bild imKopf. Die

Emirate sind ein respektvolles
Land, und mit den Verantwortli-

chen der Weltausstellung vor Ort

hat sich eine sehr positive Bezie-
hungentwickelt. Natürlich stellen

wir EuropäerFragen wie die nach
dem Reichtum des Landes und

wofür er benutzt wird, wie die

Gastarbeiter behandelt werden,
wie die Situation der Frauen ist.
Zuweilen haben wir aber ein fal-
sches Bild oder verwechseln die

Emirate mit anderen Ländern,
denn vieleFrauen in dem Land
sind in führenden Positionen: Die
Verantwortliche für die Weltaus-

stellung ist eine junge Ministerin.
Alle, die sich an der Weltausstel-
lung beteiligen, haben darüber hi-
naus eine Charta zu Arbeitsrecht
und Sozialstandards unterschrie-
ben. Die Emirate wollen natürlich

die Expo als Chance nutzen, um

zu zeigen, wohin das Land will.
Interview: Marco Meng

ken, sind es mehr als 100. Nicht
zu vergessen die drei Partner

Chambre de Commerce, SES und
Post Luxembourg, die sich auch
finanziell mit 7,5 Millionen Euro

an dem Projekt beteiligen. Der

von derRegierung festgelegte
Betrag für den Pavillon lag bei
maximal 32 Millionen, wovon die
7,5 Millionen abgezogen werden.
Jetzt sind wir auch dabei, das
Personal für die Weltausstellung
zusammenzusetzen, die ja über
sechs Monate läuft, dazu brau-
chen wir mehr als 40 Mitarbeiter.

Und wie funktioniertdie Zu-

ॷ sammenarbeitmit den örtli-

chen Behörden? Zu den

für die Fußball-WMin Katar gab es
schließlich viele Negativschlagzei-

len.

Als ich 2016 zum ersten Mal

Mein Team, das alles organi-
siert, besteht aus vier Personen,

aber mit allen Arbeitsgruppen
zusammen, die am Entstehen des
Luxemburger Pavillons mitwir-

nach Luxemburg zu kommen.

2 Was wird ausgestellt?

ॷ Die Weltausstellung kann

man nicht vergleichen mit einer

Ausstellung wie in einem Muse-

um. Für den Lw emburger Pavil-
lon wollen wir den Besuchern
unser Land mit einer Art -Story࠽

telling" näherbringen. Es geht
darum, uns anhand von fünf
Themen - Diversität, Konnekti-
vität, Entrepreneuriat,Nachhal-
tigkeit und Kreislaufwirtschaft-

zu präsentieren und auch die

Schönheit des Landes den Besu-

chern der Expo2o2o zu zeigen.
Der Besucher kann beispielsweise
im Pavillon virtuell im Müllerthal
wandern. Wir wollen der Welt
die Geschichte Luxemburgs über

alle fünf Sinne erzählen, dazu ge-
hört auch unsere Gastronomie.

Auch Kunst aus Luxemburg wer-
den wir präsentieren, dennKunst

ist die Möglichkeit, miteinander
zu kommunizieren, ohne die
Sprache des jeweils anderen zu
können.

Maggy Nagel - seit 2016 mit dem
Dossier Luxemburger࠽ Pavillon"
betraut.

1 Wie sind die Bauarbeiten

ॷ gestartet?

Es läuft gut. Luxemburg war

eines der ersten Länder, das den
Vertrag zur Teilnahme an der

Weltausstellung in Dubai unter-

schrieben hatte, und wir waren
mit die ersten, die den Spaten-

stich gemacht haben. Seit dem 26.

August haben wir auch alle Ge-

nehmigungen, und die Bagger tun

ihre Arbeit. Bis Januar wird der
Pavillon errichtet sein und das
Richtfest stattfinden. Nicht jedem
ist bewusst, dass wir seit der ers-
ten Weltausstellung 1851 dabei
sind. Dubai ist also unsere 24.
Weltausstellung, und wir rechnen
mit 12 000 bis 17 000 Besucher pro

Tag. Da war es schon eine He-

rausforderung, sich zu überlegen,
was können wir zeigen, das Leute

dazu bewegen kann, auch mal

Mit den Bauarbeiten der Weltausstellung in Dubai hat der Countdown begonnen

Dubai. In der Wüste stampft Dubai mit Tau-

senden von Arbeitern ein neues künftiges
Stadtviertel aus dem Boden: Die Bauar-

beiten zur Weltausstellung Expo2o2o, die
in einem Jahr eröffnet wird, sind in vollem
Gange: Auch Luxemburg erhielt eine Bau-

genehmigung für seinen Pavillon und lässt
die Bagger rollen.

Auf einer Fläche von 400 Hektar, wo-
von 4 000 Quadratmeter für das Großher-

zogtum vorgesehen sind, werden nun neue
Brücken, Straßen und zahlreiche Länder-

pavillons gebaut. Die U-Bahn-Linie wird
,zum Expo-Gelände verlängert.

Der Herrscher des Emirats Dubai,
Scheich Mohammed bin Raschid Al Mak-
toum, verspricht sich viel davon: 25 Milli-

onen Besucher werden erwartet; das Er-

eignis selbst soll den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten Milliarden in die Kassen

spülen. 192 Länder werden sich auf der Ex-

po in der Wüste der Weltöffentlichkeit
präsentieren. MeM



Die Weltausstellung in Dubai soll ein Ereignis
der Superlative werden - und ist für die Emirate
mehr als ein Prestige -Vorhaben

Von Marco Meng (Dubai)

Ein Lastwagen nach dem anderen
braust durch den Wüstenstaub,
Bagger und Kräne sind in Bewe-
gung, fast 40 000 Menschen, vom
Bauarbeiter bis zum Programmie-
rer und Architekten, sind im Ein-
satz: Noch ein Jahr, dann beginnt
am 20. Oktober 2020 die Welt-
ausstellung in Dubai. Ein Ereignis,
dem die Verèinigten Arabischen
Emirate (VAE) gespannt entge-
genfiebern. Es wird die größte
Veranstaltung sein, die je in ei-
nem arabischen Land organisiert
wurde. 192 Länder - so viel wie nie
zuvor - werden mit je einem Pa-
villon vertreten sein - auch Israel.
Zudem gibt es auf der Expo dann
täglich 60. Shows, erklärt eine Mit-
arbeiterin, die nicht als offizielle
Expo-Sprecherin zitiert werden
möchte.

Auf einer Fläche von 400 Hek-
tar, wovon 4 000 Quadratmeter für
den Luxemburger Pavillon vorge-
sehen sind, werden nun neue Brü-
cken und Straßen gebaut. Die U-
Bahn-Linie wird zum Expo-Gelän-
de verlängert. Investiert wird auch
in eine riesige Solaranlage, denn
die Hälfte des Stroms für die Welt-

ausstellung soll erneuerbar her-
gestellt werden. Wird die Expo
nach einem halben Jahr im April
2021 zu Ende gehen, ist geplant, die
Infrastruktur als neues Viertel Du-
bais, der größten Stadt der Emi-
rate, weiterzunutzen. 30 000 Men-
schen sollen dann dort leben. Sie-
mens, einer der offiziellen Partner
der Expo2o2o, hat schon ange-
kündigt, nach der Weltausstellung
dort sein internationales Logistik-
zentrum einzurichten.
Weltausstellungen gibt es seit 1851,
als in London auf Anregung von
Prinz Albert die erste Industrie-
schau veranstaltet wurde. Seitdem
haben sie sich als technische und
handwerkliche Leistungsschauen
etabliert: Zündhölzer, Nähmaschi-
nen, der Reißverschluss, das- Te-
lefon und der Lippenstift - alle
wurden sie erstmals auf einer
Weltausstellung der Öffentlich-
keit präsentiert.

Die Scheichs versprechen sich
viel davon. Erwartet werden 25
Millionen Besucher, das wären
150 000 Besucher pro Tag. Zur
letzten Weltausstellung 2015 in
Mailand kamen 21 Millionen Be-
sucher. Offiziell heißt es, mit der

Expo 2020 wolle man 16࠽ Mal so
viele Besucher anziehen wie 2018
zur Fifa -Weltmeisterschaft nach
Russland kamen".

Die föderale Monarchie mit den
siebtgrößten Erdölreserven der
Welt will sich wirtschaftlich di-
versifizieren. Vor allem das Emi-
rat Dubai hat sich mit rund 15 Mil-
lionen Besuchern in den letzten
Jahren erfolgreich zum Touristen-
Hotspot gemausert, womit 21 Mil-
liarden Euro eingenommen wur-
den. Gleichzeitig befindet sich Du-
bai in einer Immobilienkrise:
Schaut man sich nach Anbruch der
Dunkelheit die Hotels an und zählt
dann die beleuchteten Fenster
durch, stellt man fest, dass der
Leerstand hoch sein muss. Stu-
dien von Wirtschaftsberatern und
Immobilienfirmen bestätigen das.
Dennoch wird weiter gebaut:
Wohnungen, Hotels, Bürokomple-
xe. Und das Bauen kostet Geld:
Selbst der Sand muss importiert
werden. Zwar bestehen die Emi-
rate zum Großteil aus Sandwüste.
Doch der Sand ist so feinpudrig,
dass er sich zum Herstellen von
Beton nicht eignet. Die Emirate
brauchen Wirtschaftswachstum

außerhalb des Ölsektors. Pläne zu
weiteren künstlich aufgeschütte-
ten Palmeninseln wurden auf Eis
gelegt: zu teuer. Nun investiert
man rund sechs Milliarden Euro in
die Expo - und erwartet sich von
ihr einen Wirtschaftsschub von et-
wa 30 Milliarden Euro.

Neben den Länderpavillons
wird es auf der Expo auch Pavil-
lons zu den Themen Chancen,
Mobilität und Nachhaltigkeit ge-
ben. Im Pavillon zum Thema
,"Chancen࠽ so wird erklärt -über࠽
nehmen Sie Ihre Rolle für die Zu-
kunft der Menschheit, beobachten
Sie die Auswirkungen Ihrer Akti-
onen und bewirken Sie Verände-
rungen durch Zusammenarbeit".
Der Pavillon zum Thema Mobili-
tät soll den Besucher zu einer Rei-
se durch࠽ Zeit und Raum" führen.
Im Pavillon zum Thema -Nach࠽
haltigkeit" sollen dem Besucher die
menschlichen Einflüsse auf die
Umwelt nähergebracht und Chan-
cen vermittelt werden, die࠽ Res-
sourcen unseres Planeten zu
schützen", wie es von Seiten des
Veranstalters heißt.
Herrschen im Oktober, wenn die
Weltausstellung beginnt, noch
Temperaturen von 36 Grad, so
kühlt es ab November ab. Zwar
sind die Gebäude klimatisiert, wem
es aber dennoch zu heiß ist, dem
sei ein Ausflug in die Große Ara-
bische Wüste (Rub al-Chali) emp-
fohlen, die zwei Drittel des Lan-
des bedeckt: Dort, außerhalb von
Dubai mit seinem erhitzten Beton,
dem Verkehr und den aufgeheiz-
ten Wolkenkratzern, sind die
Temperaturen erträglicher, auch
die Luft ist dort angenehmer.

Emirate am Scheideweg
Wo im Jahr 2000 noch Wüste war,
recken sich heute fast 300 Wolken-
kratzer in den Himmel: Das sind die
neuen Stadtviertel von Dubai, der
mit 3,5 Millionen Einwohnern größ-
ten Stadt der Vereinigten Arabi-
schen Emirate (VAE). Im Jahr 2000
hatte Dubai noch 800 000 Einwoh-

ner. Die Vereinigten Arabischen
Emirate, dazu zählt das Emirat Du-
bai, entstanden 1971 durch den Zu-
sammenschluss von sieben Emira-
ten, die zuvor Protektorat des Ver-
einigten Königreichs gewesen wa-
ren. Hauptstadt ist Abu Dhabi. Die
meisten Einwohner des Landes -

etwa acht von insgesamt neun Mil-
lionen - sind keine Emiratis, sondern
Gastarbeiter, vor allem aus Pakistan
und Indien. Englisch hat sich darum
als Umgangssprache etabliert. Echte
Emiratis trifft man kaum: Ein Tourist
wird nur bei der Einreise in Gestalt
des Grenzbeamten auf einen treffen.

Der Ölsektor ist nach wie vor der
größte Wirtschaftszweig des Landes,
das etwa so groß ist wie Österreich.

Mit exotischen Gebäuden wie dem
Burj al Khalifa und Luxushotels soll
unter anderem der Tourismus ange-

kurbelt werden.
Luxemburgs Beziehungen zu den

Emiraten gehen auf 1980 zurück.
Seit 2011 hat das Großherzogtum
dort eine Botschaft; auch die BIL hat
dort eine Niederlassung.


